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Regierungsratsbeschluss vom 17. Marz 2020

Bericht zur Umsetzung der Initiative ,,Recht auf Wohnen*

sowie

Ratschlag fur ein Gesetz Uber die Stiftung fur preisgunstigen
Wohnraum Basel-Stadt

und

Ersteinlage in die Stiftung fur preisglnstigen Wohnraum

und

Errichtung eines Fonds zur Finanzierung von Anteilscheinen von
Organisationen des gemeinnitzigen Wohnungsbaus fiur finanz-
schwache Haushalte

und

Ausgabenbeschluss fur eine Rahmenausgabenbewilligung fir den
Erwerb von Grundstiicken zugunsten des gemeinnttzigen Wohn-
raumangebots gemass 8§ 13 Abs. 2 WRFG oder fir den Erwerb von
Grundstucken im Verwaltungsvermégen des Kantons fiur die Er-
stellung von preisginstigem Wohnraum

Den Mitgliedern des Grossen Rates des Kantons Basel-Stadt zugestellt am 20. Marz 2020. Seite 1/34
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1. Zusammenfassung und Begehren

In der Volksabstimmung vom 10. Juni 2018 nahm die Basler Stimmbevolkerung die kantonale
Verfassungsinitiative ,Recht auf Wohnen® an. Gemass Initiativtext soll der Kanton Massnahmen
treffen, damit Personen, die im Kanton Basel-Stadt wohnhaft und angemeldet sind, sich eine
Wohnung beschaffen konnen, die ihrem Bedarf gerecht wird. Dabei sollen der Mietzins oder die
Kosten ihrer finanziellen Leistungsfahigkeit entsprechen.

Die Kantonsverfassung wurde mit der Annahme der Initiative wie folgt erganzt:
§ 11, Abs. 2 Diese Verfassung gewahrleistet Uberdies:

c) dass der Kanton das Recht auf Wohnen anerkennt. Er trifft die zu seiner Sicherung notwendigen
Massnahmen, damit Personen, die in Basel-Stadt wohnhaft und angemeldet sind, sich einen ihrem
Bedarf entsprechenden Wohnraum beschaffen kénnen, dessen Mietzins oder Kosten ihre finanzielle
Leistungsfahigkeit nicht Ubersteigt.

Diese Verfassungsbestimmung ist nach Auffassung des Regierungsrates und gemass den im
Anschluss an die Abstimmung geflihrten Gesprachen mit den Initiantinnen und Initianten als Ziel-
setzungsinitiative umzusetzen. Dies bedeutet, dass aus ihren Zielen kein justiziables Recht abge-
leitet werden kann, das Uber die wirtschaftliche Hilfe geméass den bestehenden sozialhilferechtli-
chen Ansprichen hinausgehen wirde. Dies entspricht auch der Logik des in der
Bundesverfassung enthaltenen Rechts auf Existenzsicherung (Art. 12 BV). Dieses begriindet
keinen Uber eine Minimalhilfe hinausgehenden Anspruch. Verfassungsrechtlich geboten ist nur,
was fur ein menschenwdrdiges Dasein unabdingbar ist und vor einer unwirdigen Bettelexistenz
zu bewahren vermag (vgl. BGE 130 | 71 E. 4.1, mit Hinweisen).

Unter der Gesamtleitung des PD (Kantons- und Stadtentwicklung) hat eine interdepartementale
Arbeitsgruppe unter Mitwirkung des BVD (Planungsamt), FD (Finanzverwaltung und Immobilien
Basel-Stadt) und WSU (Amt flr Sozialbeitrdge und Sozialhilfe) geprift, mit welchen Massnahmen
die neue Verfassungsbestimmung umgesetzt werden soll. In diesem Zusammenhang hat der
Regierungsrat bereits das Wohnbauprogramm ,1°‘000+ Wohnungen im Finanzvermdgen® lanciert
und beantragt nun die Schaffung einer 6ffentlich-rechtlichen Wohnbaustiftung. Zudem hat der
Regierungsrat im Rahmen der Anpassung des kantonalen Richtplans einen neuen Planungs-
grundsatz verabschiedet, wonach bei Arealentwicklungen insgesamt ein Anteil von mindestens
einem Drittel an preisglinstigem Wohnraum vorzusehen ist. Weitere Massnahmen umfassen den
Ausbau des Auftrags des Vereins IG Wohnen als Sofortmassnahme, die Identifizierung eines
Standorts zur kurzfristigen Schaffung von Wohnraum fur obdach- und wohnungslose Menschen,
die Schaffung einer Koordinationsstelle fur prekare Wohnverhaltnisse und der Start eines Pilot-
projekts fir niederschwelliges Wohnen / ,Housing First“. Zudem soll die soziale Durchmischung in
Wohngenossenschaften durch die Einrichtung eines Fonds fir die Finanzierung von Anteilschei-
nen von Organisationen des gemeinnitzigen Wohnungsbaus fir finanzschwache Personen un-
terstiitzt werden. Auch soll die Wohnraumférderungsverordnung in Bezug auf die soziale Durch-
mischung prazisiert werden. Die Eignung von Modulbauten wurde ebenfalls geprift, jedoch fir
die Ausweitung des Wohnraumangebots als nicht zielfiihrend eingeschéatzt.

Mit dem vorliegenden Bericht und Ratschlag wird Uber diese Umsetzungsmassnahmen berichtet.
Insbesondere wird beantragt, der Schaffung des Gesetzes Uber die Stiftung fur preisglnstigen
Wohnraum Basel-Stadt und der damit verbundenen Ersteinlage zuzustimmen. Weiter soll die
Errichtung eines Fonds zur Finanzierung von Anteilen oder anderen Formen von Beteiligungen
oder Darlehen mit Kautionscharakter an gemeinnitzigen Wohnbautrdgern zugunsten finanz-
schwacher Haushalte beschlossen werden.

Zudem wird beantragt, eine Rahmenausgabenbewilligung fur den Erwerb von Grundstiicken zu-
gunsten des gemeinnttzigen Wohnraumangebots oder fir den Erwerb von Grundstiicken im
Verwaltungsvermégen des Kantons fir die Erstellung von preisginstigem Wohnraum zu be-
schliessen.
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2. Ausgangslage und Vorgehen

Auch wenn es nach wie vor verhaltnisméssig viele ginstige Mietwohnungen im Kanton
Basel-Stadt gibt, ist es in den vergangenen Jahren fur Haushalte mit geringem Einkommen zu-
nehmend schwieriger geworden, eine passende Wohnung zu finden, da Wohnungen im Tief-
preissegment kaum neu vermietet werden und wenn, dann meistens nicht ausgeschrieben wer-
den. Dies zeigt sich auch an den steigenden Mietzinszuschissen (Subjekthilfen): Mittlerweile
erhalten Uber 17°000 Haushalte im Kanton Basel-Stadt Mietzinszuschisse im Rahmen der Sozi-
alhilfe (ca. 5300 Haushalte!), Ergdnzungsleistungen (rund 10‘000 Haushalte?) oder der Famili-
enmietzinsbeitrage (rund 2200 Haushalte). Dies entspricht etwa 17% aller Haushalte im Kanton
oder 20% aller Mietshaushalte bei insgesamt 83‘000 Miet- und Genossenschaftswohnungen.

Durch das bestehende System der Subjekthilfe kdnnen einkommensschwache Personen zielge-
richtet auf dem Wohnungsmarkt unterstutzt werden. Sie kdnnen ihre Wohnung frei wahlen und
mussen diese nicht verlassen, wenn sich ihre Einkommens- und Vermogenssituation andert.
Deshalb mochte der Regierungsrat an den Subjekthilfen im bisherigen Umfang festhalten. Die
Entwicklungen auf dem Wohnungsmarkt mit einer langer andauernden Phase steigender Mietzin-
se in Verbindung mit einer gestiegenen Wohnungsnachfrage fiihren aber dazu, dass viele Woh-
nungssuchende ohne oder trotz Subjekthilfe Mihe haben, passenden Wohnraum zu finden. Da-
her sollen im Zuge der Umsetzung der Verfassungsbestimmungen zu ,Recht auf Wohnen*
weitere Massnahmen getroffen werden. U.a. soll gezielt preisguinstiger Wohnraum fur Geringver-
dienende geschaffen werden. Mit diesem Ausbau der Objekthilfe kann auch das Wachstum der
Subjekthilfen gedampft werden.

Eine interdepartementale  Arbeitsgruppe  (PD/Kantons- und  Stadtentwicklung  ff.,
BVD/Planungsamt, FD/Finanzverwaltung und Immobilien Basel-Stadt sowie WSU/Amt fir Sozial-
beitrdge und Sozialhilfe) hat gepruft, welche konkreten Massnahmen zugunsten des ,Rechts auf
Wohnen* ergriffen werden sollen. Auf dieser Basis mdchte der Regierungsrat das preisgunstige
Wohnraumangebot im Eigentum oder unter Mitwirkung der offentlichen Hand weiter ausbauen
und hat in diesem Zusammenhang einen Zielwert definiert (vgl. Kapitel 3). Zur Zielerreichung sol-
len nebst der Unterstitzung der Wohnbaugenossenschaften insbesondere der Ausbau preis-
gunstiger Wohnungen im Finanzvermégen (vgl. Kapitel 4) und die Schaffung einer 6ffentlich-
rechtlichen Stiftung (vgl. Kapitel 5) beitragen. Darliber hinaus hat der Regierungsrat im Rahmen
des kantonalen Richtplans bereits festgelegt, dass bei der Entwicklung neuer Wohngebiete ins-
gesamt ein Drittel preisgunstiger Wohnraum entstehen soll (vgl. Kapitel 6).

Zudem wurden im Rahmen der Umsetzung der Initiative ,Recht auf Wohnen* verschiedene Mog-
lichkeiten zur Unterstitzung von durch Wohnungs- und Obdachlosigkeit bedrohten oder betroffe-
nen Personen sowie Ansatze zur Verbesserung der sozialen Durchmischung bei den Genossen-
schaften geprift und entsprechende Massnahmen ergriffen (vgl. Kapitel 7).

3. Zielwerte fur ausgewéahlte Kategorien preisgtnstigen Wohn-
raums

Zur Umsetzung des neuen Verfassungsartikels ,Recht auf Wohnen“ hat der Regierungsrat flr
bestimmte Kategorien von Mietwohnungen einen Zielwert festgelegt. Konkret soll der Anteil an
preisgunstigen Wohnungen der 6ffentlichen Hand (preisglinstige Wohnungen im Finanzvermo-
gen), an Genossenschaftswohnungen sowie einer noch zu schaffenden o6ffentlich-rechtlichen
Stiftung von heute 13.5% auf 17% im Jahr 2035 und auf 25% im Jahr 2050 gesteigert werden
(vgl. Medienmitteilung des Regierungsrates vom 2. Juli 2019). Der Anteil preisgiinstigen Wohn-
raums, der durch private Investoren z.B. auf den Arealen in Transformation erstellt werden soll
sowie preisglnstige Wohnungen, welche durch gemeinnitzige Stiftungen erstellt werden, ist hier

1 Ohne Unterbringung in Heimen.
2Vgl. Fussnote 1.
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ausgeklammert, da diese statistisch nicht separat erfasst werden koénnen. Diese kdmen zum
oben dargestellten Prozentsatz dazu.

Die folgende Tabelle liefert eine Ubersicht tiber die Zielwerte der einzelnen Mietwohnungskatego-
rien fir die Zeithorizonte bis 2035 bzw. 2050. Ahnliche Zielwerte kennen auch andere Schweizer
Stadte wie Zurich oder Luzern. In der Stadt Zirich beispielsweise ist in der Gemeindeordnung ein
wohnpolitscher Grundsatzartikel verankert, welcher u.a. verlangt, dass sich die Zahl der gemein-
natzigen Wohnungen, die ohne Gewinnabsichten und nach dem Prinzip der kostendeckenden
Mieten vermietet werden, stetig erhdht werden. Bis ins Jahr 2050 soll dieser Anteil in der Stadt
Zurich einen Drittel betragen.

2018 2035 2050

Mietwohnungsbestand 82686 91000 96000 -
100000

davon Genossenschaftswohnungen 10'682 13'700 plus
davon an die Sozialhilfe vermietete oder anderweitig vergins- 500 1'500| { 8000
tigte Wohnungen im Finanzvermégen (6ffentliche Hand) bis
davon o6ffentlich-rechtliche Stiftung - 300/ 10000
Anteil am Mietwohnungsbestand 13.5% 17% 25%

Tabelle 1: Zielwerte fiir ausgewahlte Kategorien von Mietwohnungen

Die einzelnen Positionen der Tabelle lassen sich wie folgt begrinden:
a) Mietwohnungsbestand:

Die Wohneigentumsquote betragt heute 15.4%. Sie hat gegentber dem Jahr 2000 zwar stark
zugenommen, bleibt jedoch seit 2012 stabil. Unter der Annahme, dass sich die Wohneigentums-
guote weiterhin seitwarts entwickelt und geméss Richtplan bis 2035 insgesamt rund 8500 Woh-
nungen zusatzlich entstehen, steigt die Anzahl Mietwohnungen bis dann auf 91‘000 an.

b) Genossenschaftswohnungen:

Allein auf Boden des Kantons wurden in den letzten Jahren rund 300 neue Genossenschafts-
wohnungen fertiggestellt, weitere 1200 sind in Bau oder Planung. Daneben entstehen weitere
Genossenschaftswohnungen auf Bauparzellen der Stiftung Habitat im Lysbtichel, durch den Er-
werb einzelner Liegenschaften sowie durch Ersatzneubauten oder Erweiterungen auf eigenen
Genossenschaftsarealen (z.B. WG Riburg oder Baugenossenschaft des Bundespersonals Basel).
Halt die Dynamik an, dirfte sich der Bestand an Genossenschaftswohnungen bis 2035 um rund
3‘000 auf 13700 erhéhen. Davon wirde der Grossteil auf die neuen Wohnbauareale entfallen.

¢) An die Sozialhilfe vermietete oder anderweitig verglinstigte Wohnungen im Portfolio des Fi-
nanzvermdégens:

Heute sind rund 500 Wohnungen im Finanzvermdgen entweder an die Sozialhilfe vermietet oder
kénnen anderweitig als verglnstigt (Mietzinsbonusmodell und Projekt ,Sicheres Wohnen im Al-
ter) betrachtet werden. Bis 2035 soll dieses Angebot insgesamt um 1‘000 neue und preisglnsti-
ge Wohnungen erganzt werden (vgl. Kapitel 4).

d) Offentlich-rechtliche Stiftung:

Die neu zu schaffende 6ffentlich-rechtliche Stiftung soll bei der Erreichung des Zielwertes eben-
falls einen substantiellen Beitrag leisten (analog zur Stadt Zirich). Sie soll bis 2035 ein Portfolio
von rund 300 Wohnungen aufbauen und dieses in der Folge kontinuierlich ausbauen(vgl. Kapitel
5).
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4. Wohnbauprogramm ,,1‘000+ Wohnungen im Finanzvermdgen*

Zum Ausbau des preisgiinstigen Wohnraumangebots hat Immobilien Basel-Stadt ein spezifisches
Wohnbauprogramm ausgearbeitet. Bis im Jahr 2035 sollen uber 1°000 neue und preisgunstige
Wohnungen in Eigeninvestition des Kantons gebaut werden.

Das Immobilienportfolio im Finanzvermdgen des Kantons Basel-Stadt besteht derzeit neben rund
700 Baurechtsvertragen und mehreren Wirtschaftsarealen aus rund 2‘000 Wohnungen auf Kan-
tonsgebiet. Von diesen 2‘000 Wohnungen im Finanzvermégen sind heute rund 500 verginstigt,
entweder direkt durch Vermietung an die Sozialhilfe oder im Rahmen eines Vermietungsmodells
mit Belegungsvorschriften (Mietzinsbonusmodell Maiengasse und Angebot ,Sicheres Wohnen im
Alter®). Die anderen 1‘500 Wohnungen im Finanzvermdgen sind ohne Einschrankungen an Pri-
vatpersonen vermietet. Die Bestandesmieten dieser Wohnungen sind jedoch zum Teil aufgrund
der laufenden Weitergabe der Senkung des Referenzzinssatzes im Vergleich zu Durchschnitts-
mieten ebenfalls glnstig.

Mit dem vom Regierungsrat genehmigten Wohnbauprogramm 1°‘000+ wird das Portfolio des Fi-
nanzvermogens bis ins Jahr 2035 auf rund 3‘000 Wohnungen anwachsen. Mit dieser Angebots-
ausweitung soll ein substantieller Beitrag zur Befriedigung der zunehmenden Nachfrage nach
preisgunstigem Wohnraum geleistet werden. Eine bessere Wohnraumversorgung bis in den Mit-
telstand hinein tragt der neuen verfassungsrechtlichen Bestimmung zum ,Recht auf Wohnen*
Rechnung. Diese Ausweitung erfolgt in Erganzung zur bestehenden gezielten Suche nach geeig-
netem Wohnraum fur besonders benachteiligte Personen zur Umsetzung des Auftrags von § 16
WRFG.

Die neuen Wohnungen im Finanzvermdgen sollen zu Preisen vermietet werden, die 15-20% un-
ter der durchschnittlichen Angebotsmiete (Marktmiete) vergleichbarer Wohnungen liegen. Erreicht
werden soll dies entweder durch optimierte, gut konzeptionierte Projekte und/oder durch den Ein-
satz des Bonusmodells analog der Vermietung an der Maiengasse. Das Projekt Maiengasse hat
gezeigt, dass mit klaren Vorgaben attraktive preisgiinstige Wohnungen mit guter Architektur reali-
siert werden konnen. Ziel des Programms ,,1‘000+ Wohnungen“ ist es, mehr solche gute, attrakti-
ve und nachhaltig gestaltete Wohnungen zu realisieren. Somit wird bei der Vorgabe und Auswabhl
der Projekte auch besonderes Gewicht auf Kosten- und Flachenkennzahlen gelegt.

Fur die Vermietung der Wohnungen aus dem kommunalen Wohnbauprogramm soll das Instru-
ment der Kostenmiete gepruft werden, wobei die Abschlage von Marktmiete zur Kostenmiete an
Belegungs- und/oder Einkommensvorgaben geknlpft werden sollen.

Die Umsetzung des Programms ,1‘000+ Wohnungen* wird durch Eigeninvestitionen im Finanz-
vermogen erfolgen. Die Eigeninvestitionen sollen auf Arealen getatigt werden, die derzeit nicht
bereits fur die Abgabe an Wohnbaugenossenschaften vorgesehen sind, um eine Konkurrenzie-
rung zu verhindern.

Zur weiteren finanziellen Unterstiitzung soll eine vom Grossen Rat zu beschliessende Rahmen-
ausgabenbewilligung beitragen. Die vom Grossen Rat am 5. Juni 2013 beschlossene Rahmen-
ausgabenbewilligung fur den Erwerb von Grundstlicken zugunsten des gemeinnitzigen Wohn-
raumangebots (vgl. GRB Nr. 13/23/03G, |. Gegenvorschlag Ziffer 3) wurde nie in Anspruch
genommen und ist daher gemass § 28 FHV mittlerweile ausser Kraft. Dieser Umstand griindet
darin, dass die seit 2013 in Basel zum Verkauf stehenden Liegenschaften in der Regel vollver-
mietet waren und ein Erwerb gemass § 16 WRFG wenig Sinn machte, weil die Liegenschaften
bereits mit glinstigem Wohnraum belegt sind. Vollstandig oder grdsstenteils leerstehende Liegen-
schaften wurden nur vereinzelt angeboten. Diese konnte der Kanton grésstenteils im Finanzver-
mdgen erwerben, wie z.B. die Liegenschaft an der Egliseestrasse 60 der Novartis. Diese wurde
von Novartis als Wohnheim fur Trainees genutzt.

Wohnungen gemass 8§ 16 WRFG wurden vor allem lber Eigeninvestitionen geplant oder reali-
siert. So wurden z.B. die Anzahl der Notwohnungen an der Belforterstrasse und der Theodor
Herzl-Strasse aufgestockt und 50 neue kleine Wohneinheiten realisiert. Das Neubauvorhaben
Volta Ost, das weitere mindestens 80 Wohnungen fiir die Sozialhilfe und/oder 8 16 WRFG
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Wohneinheiten schaffen wirde, ist leider seit Jahren aufgrund eines hangigen Rekurses aus der
Anwohnerschaft blockiert.

In Anbetracht der bevorstehenden Entwicklung der Areale in Transformation stellt eine Rahmen-
ausgabenbewilligung zum Erwerb von Grundsticken jedoch nach wie vor ein zielfihrendes In-
strument fur die Erstellung von preisgtinstigem Wohnraum dar. Demgemass beantragt der Regie-
rungsrat dem Grossen Rat, einer Rahmenausgabenbewilligung fur den Erwerb von Grundstiicken
zugunsten des gemeinnitzigen Wohnraumangebotserneut zuzustimmen (vgl. Kapitel 9). Dabei
soll diese kuinftig auch fur Kéaufe gelten, die der Kanton selbst zur Erstellung von preisginstigen
Wohnungen tatigt. Damit hatte der Kanton bei einem allfélligen Grundstiickskauf mehr Hand-
lungsspielraum.

5. Schaffung einer offentlich-rechtlichen Wohnbaustiftung

Stiftungen im Wohnbereich sind schweizweit verbreitet, als 6ffentlich-rechtliche Stiftungen (insbe-
sondere in der Stadt Zlrich®) oder privatrechtliche Stiftungen (wie z.B. die Stiftung Habitat oder
die Stiftung Edith Maryon in Basel). Bei der Ausgestaltung von Wohnbaustiftungen gibt es eine
grosse Flexibilitat: Uber die Formulierung der Statuten ist eine Ausrichtung auf bestimmte Zwecke
oder Zielgruppen sichergestellt. Offentlich-rechtliche Stiftungen werden per Gesetz begriindet
und in der Regel von der o6ffentlichen Hand geédufnet und alimentiert. Verschiedene offentlich-
rechtliche Wohnbaustiftungen gehen auf die Annahme von wohnpolitischen Volksinitiativen be-
Ziehungsweise Gegenvorschlagen zurlck, so z.B. die Stiftungen ,PWG" und ,Einfach Wohnen*
der Stadt Zirich oder die ,Wohnbaustiftung Baden® der Stadt Baden. In Basel setzt nun die Ver-
fassungsinitiative ,Recht auf Wohnen* den entscheidenden Impuls.

Die Erfahrungen aus Zurich zeigen, dass offentlich-rechtliche Stiftungen eine hohe Glaubwurdig-
keit aufweisen und einen wichtigen Beitrag zum preisgiinstigen Wohnraum und zur durchmisch-
ten Bewohnerschaft leisten. Die ,Stiftung zur Erhaltung von preisginstigen Wohn- und Gewerbe-
raumen® (PWG) beispielsweise ist heute nicht mehr wegzudenken und verflgt, rund 30 Jahre
nach der Grindung, Gber mehr als 1°800 Wohnungen und 300 Gewerberaume in ihrem Portfolio.
Nach einem eher verhaltenen Aufbau in den ersten Jahren konnte das Wachstum durch ver-
schiedene Domino- und Synergieeffekte in der Folge stark an Dynamik gewinnen.

5.1 Bisherige Bestrebungen und Diskussionen zur Errichtung einer 6ffentlich-
rechtlichen Stiftung

Die Errichtung einer 6ffentlich-rechtlichen Wohnbaustiftung im Kanton Basel-Stadt stand bereits
rund um das Wohnraumférdergesetz im Jahr 2012/13 und kurze Zeit spater im Zusammenhang
mit der Behandlung der Initiative ,Wohnen fur alle: Fur eine Stiftung fir bezahlbaren Wohn-, Ge-
werbe- und Kulturraum!“ zur Debatte.

Stiftung gemass Entwurf WRFG

Die im Ratschlag vom 22. August 2012 zum WRFG vorgesehene Stiftung sollte kostenginstige
Wohnungen bereitstellen und diese an sogenannt mehrfach benachteiligte Personen vermieten.
Als mehrfach benachteiligt galten Personen, die zum Bezug von Subjekthilfe (FAMI, Sozialhilfe
oder EL) berechtigt und bei der Wohnungssuche zusatzlich benachteiligt sind, z.B. aufgrund ihres
soziokulturellen Umfelds, der Familiengrésse, zufolge eingeschrankter beziehungsweise fehlen-
der Wohnkompetenz oder aus finanziellen Grinden (Betreibungen). Der Grosse Rat sah die vom
Regierungsrat vorgeschlagene Stiftung damals jedoch nicht als zweckdienlich an. Da die potenti-
elle Zielgruppe der Mieterinnen und Mieter praktisch auf den Kreis der Sozialhilfeempfanger be-
schrankt war, sollte entsprechender Wohnraum nicht durch eine Stiftung, sondern direkt durch die

3 Stiftung PWG zur Erhaltung von preisgiinstigen Wohn- und Gewerberdume der Stadt Zirich (PWG), Stiftung Wohnungen fiir kinderreiche Familien,
Stiftung Alterswohnungen sowie Stiftung fur bezahlbare und 6kologische - Einfach Wohnen (neuste Stiftung, gegriindet Okt. 2014, eineinhalb Jahre nach
der Annahme der Volksinitiative Stiftung fir 6kologische bezahlbare Wohnungen).
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Sozialhilfe angeboten werden. Bemangelt wurde auch die fehlende Durchmischung der Mieter-
schaft beim Wohnraum, der erstellt werden sollte. So wurde statt einer ¢ffentlich-rechtlichen Stif-
tung eine gesetzliche Grundlage geschaffen, dass der Kanton selbst entsprechenden Wohnraum
anbieten kann (vgl. 8 16 WRFG). Seit dem Inkrafttreten des Gesetzes im 2014 konnten jedoch
aufgrund des angespannten Wohnungsmarktes im Bestand nur wenige Wohnungen fir beson-
ders benachteiligte Personen bereitgestellt werden.

Stiftung aus dem Gegenvorschlag zur Initiative ,,Wohnen fiir alle*

Im Jahr 2013 kam die unformulierte Initiative ,Wohnen fir alle: Fir eine Stiftung flr bezahlbaren
Wohn-, Gewerbe- und Kulturraum® zustande, die ebenfalls die Einrichtung einer 6ffentlich-
rechtlichen Stiftung verlangte. Der Initiativtext orientierte sich am Modell der Stiftung ,PWG* zur
Erhaltung von preisginstigen Wohn- und Gewerberdumen der Stadt Zirich, deren Grindung
ebenfalls auf eine Volksinitiative zuriickging. Analog dazu sollte der Kanton Basel-Stadt zur Auf-
nung des Stiftungsvermdgens einen Beitrag Uber 50 Millionen Franken bewilligen. Der Regie-
rungsrat wollte der Initiative einen unformulierten Gegenvorschlag zur Schaffung von preisgunsti-
gem Wohnraum gegenuberstellen. Der Grosse Rat lehnte mit Blick auf das eben erst in Kraft
getretene WRFG jedoch sowohl die Initiative als auch den Gegenvorschlag ab. Auch wurde be-
furchtet, dass ein zuséatzlicher Akteur unnétige Konkurrenz um Bauland und Liegenschaften dar-
stelle. So gelangte die Initiative ohne Gegenvorschlag zur Abstimmung und wurde vom Stimm-
volk am 8. Marz 2015 abgelehnt.

5.2 Offentlich-rechtliche Wohnbaustiftung in Zusammenhang mit dem Verfas-
sungsauftrag ,,Recht auf Wohnen*

Aus Sicht des Regierungsrates gibt es inzwischen verschiedene gewichtige Grinde, sich noch-
mals eingehender mit der Errichtung einer offentlich-rechtlichen Wohnbaustiftung auseinanderzu-
setzen:

¢ Mit der Annahme der Wohnschutzinitiative und insbesondere der Initiative ,Recht auf Wohnen*
ist der Kanton gefordert, Massnahmen zugunsten von preisguinstigem Wohnraum zu ergreifen.
Angesichts steigender Mieten und der allgemeinen Wachstumsdynamik in Basel-Stadt riickt
neben der bewahrten Subjekthilfe verstarkt die Objekthilfe in den Fokus. Damit die Massnah-
men mdoglichst gezielt wirken, soll die Objekthilfe zur Schaffung und zum Erhalt von preisgiins-
tigen Wohnungen zumindest teilweise Uber Einkommensgrenzen und Belegungsvorschriften
mit dem Subjekt verbunden werden. Mit einer offentlich-rechtlichen Stiftung, die der Gemein-
nutzigkeit verpflichtet ist und einen niederschwelligen Zugang gewahrleistet, lassen sich die
beabsichtigten Steuerungsmdglichkeiten realisieren. Zudem werden heute alle Potentiale be-
notigt, die einen Beitrag zur Erflllung der definierten Zielsetzungen im Bereich des preisgins-
tigen Wohnraumangebotes leisten kénnen.

e Der Regierungsrat hat festgelegt, dass auf den Transformationsarealen insgesamt ein Anteil
von mindestens einem Drittel an preisgtinstigem Wohnraum realisiert werden soll (vgl. Kapitel
6). Mit den im Richtplan vorgesehenen Arealentwicklungen sollen somit mindestens 2°400
preisgunstige Wohnungen entstehen. Eine o6ffentlich-rechtliche Stiftung leistet einen unver-
Zichtbaren Beitrag zu diesem Angebot, in Erganzung zu den Genossenschaften, den Investiti-
onen im Finanzvermdgen im Rahmen des Wohnbauprogramms 1‘000+ und privaten Investo-
ren.

e Der Kanton verfiigt mit § 16 WRFG Uber eine gesetzliche Grundlage, besonders benachteilig-
ten Menschen kostenglinstigen Mietwohnraum anbieten zu kénnen. Es fehlt jedoch ein Ange-
bot fir geringverdienende Haushalte, die nicht unter 8 16 WRFG fallen, aber ebenfalls auf
preisgunstigen Wohnraum angewiesen sind. Eine 6ffentlich-rechtliche Stiftung kann dazu ein
geeignetes Wohnangebot, das vorzugsweise an einkommensschwéchere Haushalte vermietet
wird, aufbauen. Sie kann auch zum Erhalt preisgiinstiger Wohnungen beitragen. Damit kann
auch ein Beitrag geleistet werden, dass eine Sozialhilfeabh&ngigkeit erst gar nicht entsteht.
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o Die strategische Fuhrung einer Stiftung liegt beim Stiftungsrat. Im Falle einer o6ffentlich-
rechtlichen Stiftung kann die offentliche Hand als Trager des Grundungserlasses einen mass-
geblichen Einfluss auf die strategische Ebene ausiben. Durch die Ernennung der Mitglieder
des Stiftungsrates, die Genehmigungsvorbehalte (hinsichtlich Budgets, Organisations-, Ver-
mietungsreglemente etc.) sowie die Funktion als Aufsichtsbehdrde bleibt die 6ffentliche Hand
der Stiftung eng verbunden. Gleichzeitig kann der Stiftung bei der Umsetzung ihres Auftrages
jedoch grosse operative und wirtschaftliche Freiheit eingerdaumt werden. Ein wesentlicher Vor-
teil einer o6ffentlich-rechtlichen Stiftung liegt darin, dass diese im Vergleich zum kommunalen
Wohnungsbau Projekte flexibler und schneller umsetzen kann (z.B. keine langwierigen politi-
schen Verfahren beim Erwerb von Liegenschaften oder beim Landkauf).

¢ Die Investitionsrechnung des Kantons Basel-Stadt wird entlastet, da die Stiftung die benétigten
Fremdmittel selbst am Kapitalmarkt aufnehmen kann.

e Gerade in Zeiten grosser Herausforderungen auf dem Wohnungsmarkt (Anlagedruck, Bevol-
kerungsdruck, Aufwertungsdruck, Verdrangungsdruck) stellt die Errichtung einer Wohnbaustif-
tung ein probates Mittel zur Férderung von preisginstigem Wohnraum dar. Eine schlanke Or-
ganisationsform, die konsequente Anwendung der Kostenmiete sowie eine geringe oder
ganzlich wegfallende Eigenkapitalverzinsung fihren bei gemeinnitzigen Wohnbaustiftungen
Zu preisginstigen Mietzinsen.

Der Regierungsrat schlagt daher die Schaffung einer 6ffentlich-rechtlichen Stiftung fur preisgiins-
tigen Wohnraum vor. Diese Stiftung soll die Bereitstellung von preisgiinstigem Wohnraum be-
zwecken. Die Vermietung erfolgt primar an Haushalte mit tiefen Einkommen. Zugunsten einer
guten sozialen Durchmischung sollen jedoch auch Interessierte mit mittleren Einkommen ange-
sprochen werden.

Wahrend beim Wohnbauprogramm 1‘000+ (vgl. Kapitel 4) der Fokus auf dem Wohnungsneubau
und den Arealen in Transformation liegt, bezweckt die Stiftung insbesondere den Erhalt von
preisgunstigen Wohnungen im Bestand. Nebst dem Verzicht auf eine Eigenkapitalverzinsung,
einer hohen Eigenfinanzierung zu Beginn und dem Verbleib des Gewinns in der Stiftung soll vor
allem der Erwerb glinstiger Bestandesliegenschaften zu preisgiinstigen Mietzinsen beitragen. Ein
grosses Potenzial liegt in der Ubernahme von privaten Liegenschaften. Hierbei soll mit der Stif-
tung ein offentlich-rechtliches Gefass geschaffen werden, an das sich verkaufsbereite private
Liegenschaftseigentiimer mit ihren Liegenschaften wenden kénnen. Bei der Stiftung ,PWG* aus
Zirich zeigt sich, dass mit deren wachsender Bekanntheit regelmassig Eigentimer direkt mit der
Stiftung zwecks Verkaufs von Liegenschaften in Kontakt treten. Als Partnerin flr eine ,soziale
Nachlassplanung® soll die Stiftung insbesondere auch éltere Liegenschaftseigentiimer anspre-
chen und mit individuellen Losungen (z.B. Wohnrecht auf Lebzeiten oder Ubernahme der ange-
stammten Mieterinnen und Mieter) auf deren persénlichen Anliegen eingehen. Darin besteht die
Chance, trotz allgemein hoher und weiterhin steigender Immobilienpreise, an giinstige Liegen-
schaften zu gelangen. Bereits heute gelangt der Kanton zu Immobilienerbschaften. Es sind Er-
blassende, die keine Nachkommen haben oder sicherstellen méchten, dass die Liegenschaft in
ihrem Sinn weitergefuhrt wird. Nicht immer passen die Liegenschaften jedoch ins Portfolio des
Kantons (z.B. kleinteilige Immobilien), hingegen sind sie fir eine Stiftung interessant. In Anbe-
tracht des demographischen Wandels und der Tatsache, dass die Zahl élterer Liegenschaftsei-
gentimer zunimmt, besteht eine grosse Chance fiir eine der Gemeinniitzigkeit verpflichtete 6f-
fentlich-rechtliche Stiftung, entsprechende Erbschaften oder Schenkungen zu erhalten.

Die Schaffung einer 6ffentlich-rechtlichen Stiftung bedarf einer gesetzlichen Grundlage (vgl. Ent-
wurf Grossratsbeschluss sowie Kommentar dazu in Kapitel 8). Darin wird unter anderem festge-
halten, dass die Tatigkeit der Stiftung nicht zu einer Verdrangung von Gewerbeflachen flihren
soll. Enthalten von der Stiftung ibernommene Liegenschaften Gewerbeflachen, sollen diese wei-
terhin Gewerbetreibenden zur Verfigung stehen.
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5.3 Finanzplanung zur Stiftung

Das Stiftungskapital soll durch eine Einlage des Kantons in der H6he von 35 Millionen Franken
geaufnet werden, die nicht zu verzinsen ist. Die Einlage soll tranchenweise zur Finanzierung von
Liegenschaften und zur Sicherstellung der entsprechenden Liquiditat erfolgen. Die einmalige
Auszahlung der 35 Millionen Franken an die Stiftung ist nicht sinnvoll, da sonst die Stiftung fur
das Halten der Uberschiissigen Liquiditat Negativzinsen zahlen wirde. Die Einlage soll vielmehr
gemass dem finanziellen Bedarf der Stiftung ausbezahlt werden. Die Stiftung kann zu diesem
Zweck bis zur beschlossenen Einlage von 35 Millionen Franken die Mittel beim Kanton abrufen.
Die Auszahlung der Einlage an die Stiftung erfolgt somit entsprechend dem Erwerb von Liegen-
schaften, allfdlligem Sanierungsbedarf sowie den Liquiditatsbedirfnissen der Stiftung. Das im
Folgenden dargestellte Szenario zur finanziellen Entwicklung zeigt die Entwicklung bis 2030 auf.
Mit der Einlage von 35 Millionen Franken kann grob geschéatzt ein Immobilienportfolio von
250 Wohnungen aufgebaut werden. Zudem resultiert geméass diesem Szenario Ende 2030 ein
Gewinnvortrag von rund 3 Millionen Franken, womit ein weiteres Wachstum der Stiftung bezie-
hungsweise Ausbau des Immobilienportfolios ermoglicht wird.

Aufbau Immobilienportfolio

Ab 2022 findet bis zum Ende des Betrachtungszeitraums (Ende 2030) ein kontinuierlicher Aufbau
eines Immobilienportfolios durch den Zukauf einzelner Bestandesliegenschaften (ein bis drei Lie-
genschaften pro Jahr) sowie ein grosseres Neubauprojekt mit 100 Wohneinheiten statt (vgl. Ta-
belle 2).

31.12. 31.12. 31.12. 31.12. 31.12. 31.12. 31.12. 3112 31.12. 31.12.
Wohnungen 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030
EeSta”deS' ; 15 30 40 60 80 100 110 130 150

auten

Neubauten - - - - - - - 100 100 100

Total Wohnungen 15 30 40 60 80 100 210 230 250

Tabelle 2: Geplanter Wohnungsbestand der Wohnbaustiftung

Als durchschnittliche Erwerbskosten wird von 400°000 Franken pro Wohnung im Bestand ausge-
gangen. Dies unter der Annahme, dass eine offentlich-rechtliche Stiftung fur preisginstigen
Wohnraum eine grosse Glaubwirdigkeit aufweist und so vereinzelt zu verhaltnismassig guinstigen
Liegenschaften kommt, wenn Liegenschaftseigentiimer im Sinne der sozialen Nachlassplanung
gezielt an die Stiftung herantreten.

Fir die Neubauwohnungen wurde von Erstellungskosten in der Héhe von 7‘000 Franken pro
Quadratmeter Wohnflache (5°000 Franken fir den Bau, 2000 Franken fir das Land) ausgegan-
gen. Dies bedeutet eine kostenglinstige Bauweise, effiziente Grundrisse und ein einfacher Aus-
baustandard sowie eine hohe bauliche Dichte (Ausnitzungsziffer). Der Erstellungspreis pro Woh-
nung betragt entsprechend 490000 Franken (bei einer Durchschnittsgrosse von
70 Quadratmetern). Dies entspricht auch den Anlagekostenlimiten des Bundesamtes flr Woh-
nungswesen fur die Gewahrung von Bundeshilfen aus dem Fonds de Roulement.

Durchschnittliche Mietzinse

Es wird sowohl fir Bestandesbauten als auch fur die Neubauten von einer durchschnittlichen
Bruttorendite in der Hohe von 3.5% ausgegangen. Entsprechend dem Liegenschaftsportfolio
wachsen die Mietzinsertrage insgesamt kontinuierlich an auf tiber 2 Mio. Franken im Jahr 2030.

Die durchschnittliche monatliche Nettomiete je Wohnung belauft sich auf 1167 Franken im Be-
stand beziehungsweise 1429 Franken im Neubau (je 70 Quadratmeter = 3-Zimmer-Wohnung,
vgl. Tabelle 3). Die einzelnen Mieten kdnnen jedoch dartiber oder darunter liegen (z.B. durch die
Gewéhrung eines Mietzinsbonus an geringverdienende Haushalte).
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. - 31.12. 31.12. 31.12. 31.12. 31.12. 31.12. 31.12. 31.12. 31.12. 31.12.
Mietzinsertrage 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030

Bestandes-
Bauten

Neubauten - - - - - - - 1715 1715 1'715

- 210 420 560 840 1'120 1'400 1540 1'820 2'100

Total Mietzinser-
trdge in Tsd. Fran- - 210 420 560 840 1'120 1'400 3'255 3'535 3'815
ken

@ Nettomiete in Fran-
ken:

Alle Wohnungen
Wohnung Bestand
Wohnung Neubau

1167 1167 1167 1167 1167 1167 1304 1293 1279
1167 1167 14167 1167 1167 1167 1167 1167 1167
1429 1429 1429

Tabelle 3: Geplante Mietzinsertrage der Wohnbaustiftung

Betriebs- und Bewirtschaftungsaufwand

Der Betriebsaufwand setzt sich aus den Kosten fir den laufenden Unterhalt und Nebenkosten, fur
die Instandsetzung beziehungsweise den Erneuerungsfonds und die Bewirtschaftung sowie wei-
tere Aufwande fur die Stiftung zusammen. Dabei wird auf folgende Kenngréssen zurtickgegriffen:

- Laufender Unterhalt und Nebenkosten: 0.85% der Erwerbs- bzw. Baukosten;

- Instandsetzung, Erneuerungsfonds: 1.25% der Erwerbskosten bei Bestandesliegenschaften
und 0.75% der Baukosten bei Neubauten;

- Bewirtschaftung: 0.25% der Erwerbs- bzw. Baukosten.

Fur die weiteren Betriebskosten (Betriebsaufwand Stiftung) werden pauschal 100‘000 Franken
pro Jahr eingesetzt (vgl. Tabelle 4).

Bewirtschaf-
31.12. 31.12. 31.12. 31.12. 31.12. 31.12. 31.12. 31.12. 31.12. 31.12.

tu.ngs- und Be- 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030
triebsaufwand

Laufender Unterhalt - 51 102 136 204 272 340 670 738 806
Instandsetzung und .
Erneuerungsfonds - 75 150 200 300 400 500 811 911 1'011
Bewirtschaftung - 15 30 40 60 80 100 197 217 237
Betriebsaufwand i 100 100 100 100 100 100 100 100 100
Stiftung

Total Bewirtschaf-
tungs- und Be-
triebsaufwand in
Tsd. Franken

- 241 382 476 664 852 1'040 1'778 1'966 2'154

Tabelle 4: Geplanter Bewirtschaftungs- und Betriebsaufwand der W ohnbaustiftung

Finanzaufwand

Gegenwartig sind Festhypotheken von unter 1% zu haben. Auch durch die Foérdermittel fir ge-
meinnltzige Wohnbautrager (u.a. Finanzierung durch die Emissionszentrale flir gemeinnitzige
Wohnbautrager) sind Finanzierungen von deutlich unter 1% moglich. Ein Ende des Niedrigzins-
umfeldes ist derzeit nicht abzusehen. Eine Normalisierung des Zinshiveaus erscheint zumindest
fur die nachsten Jahre unwahrscheinlich. Zur Sicherheit wird hier mit 1.25% kalkuliert.

Auf eine Eigenkapitalverzinsung wird zugunsten gunstiger Mietpreise und zur Finanzierung eines
moderaten Wachstums (mittels Jahresgewinnen) verzichtet. Um die Kosten gering zu halten, sol-
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len die Liegenschaften zu Beginn komplett eigenfinanziert werden. Erst ab dem Jahr 2025 wird
fur den weiteren Erwerb und den Neubau Fremdkapital aufgenommen (vgl. Tabelle 5).

Far Amortisationszahlungen wird 1% der Hypothekarschuld eingesetzt. Dies ist zwar nicht direkt
erfolgswirksam, wird aber fur die Liquiditatsberechnung der Stiftung bertcksichtigt.

31.12. 3112, 3112, 31.12. 3112, 31.12. 31.12. 31.12. 31.12. 31.12

Finanzaufwand 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030

Zinsaufwand - - - - 56 181 477 536 588 640
EK-Verzinsung - - - - - - - - - -

Total Finanzauf-
wand in Tsd. Fran- - - - - 56 181 477 536 588 640
ken

Tabelle 5: Geplanter Finanzaufwand der Stiftung

Wachstum durch einbehaltenen Gewinn

Aufgrund des Verzichtes auf eine Eigenkapitalverzinsung und einer vollstdndigen Eigenfinanzie-
rung der ersten Liegenschaften resultiert bereits im dritten Betriebsjahr ein kleiner Gewinn. Dieser
bleibt vollstandig in der Stiftung. Aufgrund eines Neubauprojektes resultiert im vorliegenden Sze-
nario im Jahr 2027 ein grésserer Verlust. Dennoch belduft sich per Ende 2030 der Gewinnvortrag
auf rund 3 Millionen Franken. Mit diesem soll nach 2030 das weitere Wachstum der Stiftung er-
moglicht werden (vgl. Tabellen 6 und 7). Die Eigenkapitalquote belauft sich Ende 2030 auf 34%.
Langfristig soll sich der Eigenkapitalanteil jeweils zwischen 25 und 30% bewegen — damit wird
den Unwagbarkeiten bei den Zins- und Marktentwicklungen geniigend Rechnung getragen.

31.12. 31.12. 3112, 31.12. 3112, 31.12. 3112, 31.12. 3112 31.12
2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030

Liegenschaftsertrage | - 210 420 560 840 1'120 1'400 3255 3535 3815
Bewirtschaftungs-

und Betriebsauf- - 241 382 476 664 852 1'040 1'778 1966 2'154
wand

Finanzaufwand - - - - 56 181 477 536 588 640

Jahreserfolg in ;
Tsd. Franken = -31 38 84 120 87 -117 941 981 1'021

Tabelle 6: Geplanter Jahreserfolg der Wohnbaustiftung

. . 31.12. 31.12. 31.12. 31.12. 31.12. 31.12. 31.12. 31.12. 31.12. 31.12
Eigenkapital | 5551 5020 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030
Stiftungs- 1000 7'000 13000 17'000 20°000 23'000 33000 35000 35'000 35000
kapital

Gewinn-/ - -31 7 o1 211 298 181 1122 2'103 3124
Verlustvortrag

Total Eigen-

kapital in 1'000 6'969 13'007 17'091 20'211 23298 33181 36'122 37'103 38'124
Tsd. Franken

Tabelle 7: Geplanter Aufbau Eigenkapital der Wohnbaustiftung

6. Preisglinstige Neubauwohnungen auf neuen Wohnbauarealen

Im September 2018 hat der Regierungsrat beschlossen, dass auf den im Richtplan aufgefihrten
Entwicklungsarealen (u.a. Westfeld, Volta Nord, Bernoulli / Walkeweg, Dreispitz nordlicher Tell,
Wolf, Areal Klybeck, Klybeckquai im Hafen und Stettenfeld in Riehen) mindestens ein Drittel des
entstehenden Wohnraums preisginstig sein muss. Die preisginstigen Wohnungen kdnnen so-
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wohl von gemeinnitzigen als auch von gewinnstrebigen Wohnbautragern erstellt werden. Fur
gewinnstrebige Private gelten maximale Mietpreise pro Quadratmeter und maximale Wohnungs-
gréssen nach Zimmerzahl, damit giinstige und flachensparende Wohnungen erstellt werden. Die-
se Definitionen werden durch den Regierungsrat in die Wohnraumforderungsverordnung inte-
griert. Die Umsetzung der Vorgaben erfolgt durch vertragliche Vereinbarungen zwischen dem
Kanton und den Grundeigentiimern (vgl. Schreiben des Regierungsrats vom 22. Januar 2020 zur
Schriftlichen Anfrage Georg Mattmiller betreffend «Kostenmiete im Zusammenhang mit dem
Wohnbauprogramm 1‘000+»).

7. Weitere Massnahmen zur Umsetzung von ,,Recht auf Wohnen*

Der Regierungsrat hat verschiedene Massnahmen zur gezielten Unterstlitzung der von Woh-
nungs- und Obdachlosigkeit betroffenen oder bedrohten Personen gepriift. Zudem wurden Mass-
nahmen zur Unterstitzung der sozialen Durchmischung bei den Wohnbaugenossenschaften ge-
pruft.

7.1 Ausbau des Auftrags des Vereins IG Wohnen als Sofortmassnahme

Die IG Wohnen ist ein Verein von staatlichen, kirchlichen und privaten Beratungsstellen in Basel
und setzt sich seit 1992 fir die Integration von benachteiligten Menschen auf dem Wohnungs-
markt ein. Die von der IG Wohnen angebotene soziale Wohnungsvermittlung ist in einem ange-
spannten Wohnungsmarkt besonders wichtig. Seit 2008 erhélt die IG Wohnen vom Kanton Basel-
Stadt einen Beitrag an die Kosten fur die Wohnungsvermittlung.

Die soziale Wohnungsvermittlung steht Klientinnen und Klienten von Mitgliederinstitutionen der I1G
Wohnen und der Sozialhilfe offen. Die IG Wohnen agiert dabei als Vermittlungs- und Beratungs-
stelle zwischen Wohnungssuchenden, Liegenschaftsverwaltungen oder privaten Vermieterinnen
und Vermietern. Wahrend zwei Jahren bleibt die IG Wohnen verbindlicher Ansprechpartner fir
die vermittelten Mietverhaltnisse. Zudem kénnen in Zusammenarbeit mit der ,Stiftung zur Forde-
rung der sozialen Wohnungsvermietung“ den Vermieterinnen und Vermietern auch finanzielle
Garantien angeboten werden. Klientinnen und Klienten der Sozialhilfe wird zudem eine zweijahri-
ge Wohnbegleitung angeboten.

Seit 2011 bietet die IG Wohnen zudem eine offentliche Sprechstunde an, die allen Personen of-
fen steht. Jahrlich finden bei steigender Tendenz mehr als 500 Beratungsgesprache statt. Die
grosse Nachfrage zeigt den dringenden Bedarf fiur dieses Beratungsangebot. Die o&ffentliche
Sprechstunde wurde bis Ende 2017 als Pilotprojekt von der Christoph Merian Stiftung finanziert.
Ab 2018 wurde das Projekt im Regelbetrieb der IG Wohnen weitergefiihrt. Die knappen Ressour-
cen der IG Wohnen konnten den Bedarf im vergangenen Jahr nicht abdecken.

Als Sofortmassnahme zur Umsetzung der Verfassungsinitiative ,Recht auf Wohnen* wurde das in
der Leistungsvereinbarung zwischen der Sozialhilfe und der IG Wohnen festgehaltene maximale
Kostendach erhoht beziehungsweise wurde die Anzahl Vermittiungen ab dem Jahr 2019 von 75
auf 100 pro Jahr aufgestockt. Diese Mehrleistung kostet jahrlich max. 120‘000 Franken. Dartber
hinaus hat der Regierungsrat ausserterminlich den Staatsbeitrag fiir den Verein IG Wohnen fir
die Jahre 2019 und 2020 um 30000 Franken erhdht. Damit soll die o6ffentliche Sprechstunde
ausgebaut werden.

7.2 Prafen von Standorten zur kurzfristigen Schaffung von Wohnraum fir ob-
dach- und wohnungslose Menschen

Fur die Unterbringung von Menschen mit Wohnkompetenz, die heute wohnungs- oder gar ob-
dachlos sind, soll mdglichst rasch zusatzlicher Wohnraum geschaffen werden. Der Regierungsrat
prufte deshalb potenzielle Standorte, wo kurzfristig beispielswiese in Modulbauweise entspre-
chender Wohnraum erstellt werden kdnnte. Bereits in den Jahren 2014/2015 waren in Zusam-
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menhang mit der Unterbringung von Asylsuchenden und Fluchtlingen verschiedene Standorte
abgeklart worden. Bis auf den mit Modulbauten realisierten Standort an der Muinchenstei-
nerstrasse waren es primar Standorte auf Arealen der Industriezone, wo Wohnen aufgrund der
Zonenzugehdrigkeit strikt untersagt ist und deshalb keine Lésung gefunden werden konnte.

Nun hat der Regierungsrat zusatzlich eine Prifung der rechtlichen Spielraume und Verflgbarkei-
ten freier Flachen in Zonen fur Nutzungen im offentlichen Interesse (NOI) veranlasst. Diese Zone
ist grundsatzlich ebenfalls keine Wohnzone. Eine erste Prifung, ob es dennoch zulassig ist, in
den Zonen ,NOI Wohnraum fiir wohnungs- und obdachlose Menschen bereitzustellen, hat erge-
ben, dass dies im Wesentlichen von der Wohnform und von der zeitlichen Dauer des Wohnens
abhangt. Wahrend Wohnheime mit dauerhafter Betreuung ,NOI“-konform sind, ist die Errichtung
von giinstigem Wohnraum fiir obdach- und wohnungslose Menschen nicht ,NOI“-konform. Bei
Wohnraum mit ambulanter Betreuung sowie bei Wohnungen, die der Uberbriickung einer Notlage
dienen, liegt eine rechtliche Grauzone vor.

Zudem ist zu beachten, dass bei Zonen ,NOI“ spezifische Zweckbestimmungen festgesetzt wer-
den, welche die zuldssige Nutzung weiter einschrdnken koénnen. In Basel befinden sich diese
noch im Festsetzungsverfahren, sind aber dennoch bei Baubegehren zu berlcksichtigen. Am
ehesten geeignet ware die Zweckbestimmung der Kategorie ,Bildung, Betreuung, Kultur® fir Un-
terkiinfte von wohnungs- und obdachlosen Menschen.

Eine erste grobe Sichtung und Auswertung von Planen und Luftbildern hat ergeben, dass eine
grosse Anzahl von ,NOI“-Gebieten jedoch wegen Unvertraglichkeiten ausscheidet, zum Beispiel
weil sie bereits mit Bauten und notwendigen Funktionsflachen belegt sind oder weil Obdachlo-
senunterkinfte nicht ohne Weiteres inmitten von Schul-, Sport- oder Spitalanlagen platziert wer-
den kénnen.

Unter allen gepriiften Standorten sticht die Tramwendeschlaufe Burgfelderstrasse (Ecke Burgfel-
derstrasse/Waldighofstrasse) hervor. Sie vereinigt viele Vorteile in sich: Die Parzelle ist im Eigen-
tum der Einwohnergemeinde, sie ist aktuell der Zone NOI zugeordnet, soll aber im Rahmen der
laufenden Zonenplanrevision (die derzeit in der Bau- und Raumplanungskommission des Gros-
sen Rats beraten wird) in Zone 5a umgezont werden, sodass am Standort bei Genehmigung der
zuklnftigen Zone ein ,normaler Wohnungsbau mdglich ware. Der Regierungsrat wird daher im
Prozess der Arealentwicklung Tramwendeschlaufe Burgfelderstrasse die Uberlegungen zur Rea-
lisierung eines entsprechenden Wohnbauprojektes weiterverfolgen.

7.3 Prifen der Eignung von Modulbauten

Modulbauten, wie zum Beispiel auf dem Dreispitz, werden als Provisorium bewilligt. Nach Ablauf
des Provisoriums (in der Regel nach 10 bis 15 Jahren) muss fur die darin untergebrachten Men-
schen wieder neuer Wohnraum zur Verfligung gestellt werden. Modulbauten kénnen in Notsitua-
tionen und fur eine vortibergehende Zeit die richtige Losung sein, so z.B. fur den Einsatz im Asyl-
bereich mit starken Fluktuationen und im Sinne einer voribergehenden Erstaufnahme. Soll aber
wohnungs- und obdachlosen Personen dauerhaft eine Wohnung zur Verfligung gestellt werden,
stellt sich die Frage, ob die Errichtung von Modulbauten zweckdienlich und nachhaltig ist.

Die Investition in Modulbauten wird in der Regel in 10 bis 15 Jahren abgeschrieben. Hinzu
kommt, dass der Modulbau bei der zweckbedingt intensiven Beanspruchung nach einem halben
Ublichen Sanierungszyklus fur rund 50% der urspriinglichen Baukosten saniert werden muss.
Unter Einbezug der jeweiligen Erstellungskosten ist der Modulbau gegeniiber einer 6konomi-
schen Systembauweise bereits auf einen Sanierungszyklus betrachtet lediglich ca. 25% giinsti-
ger. Da ein Systembau aber sicher ein bis zwei Sanierungszyklen erreicht und der Modulbau in
dieser Zeit bereits ersetzt werden miisste, ist der Modulbau gegentber einer herkdmmlichen
Bauweise weniger wirtschaftlich und nachhaltig.

Der Regierungsrat kommt zum Schluss, dass Modulbauten eine temporare Losung fir eine Notsi-
tuation darstellen kénnen, aber keine Antwort auf Fragen der Wohnraumverknappung sind. Her-
kommliche Bauweisen und Systembauten sind nachhaltiger. Aus diesem Grund wird der Kanton
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die Planung von Wohnungen im gunstigen Preissegment in herkbmmlicher Bauweise oder als
Systembau weiterverfolgen und auf weitere Modulbauten verzichten.

Wichtig ist, dass die Grundrisse klein gehalten, sowie raumlich und funktional gut zugeschnitten
sind. Wenn das Verhaltnis von Wohnflache zur Wohnungsbelegung, stimmt, kdnnen die Miet-
zinsgrenzwerte der Sozialhilfe eingehalten werden. Diesbezlgliche Erfahrungen werden laufend
gesammelt, beispielsweise mit der geplanten Uberbauung ,Volta Ost“ am Voltaplatz.

7.4 Schaffung eines Angebots fur niederschwelliges Wohnen / ,,Housing
First“

,=Housing First* ist ein relativ neuer Ansatz zur Bek&mpfung der Wohnungslosigkeit. ,Housing
First* bedeutet, wohnungslosen Menschen zuerst Wohnraum zur Verfigung zu stellen, bevor
andere Unterstlitzung angeboten wird. Erst nachdem die Wohnsituation stabilisiert ist, sollen die
Probleme und Herausforderungen der Menschen mit passenden Begleit- und Beratungsmass-
nahmen angegangen werden. Dies bedeutet einen Paradigmenwechsel, denn die herkdmmlichen
Programme arbeiten jeweils zuerst auf die ,Wohnfahigkeit* eines Menschen hin (im Rahmen des
betreuten Wohnens), bevor eigener Wohnraum zur Verfiigung gestellt wird.

,=Housing First* wurde entworfen um sicherzustellen, dass wohnungslose Menschen in hohem
Mass selber wahlen und entscheiden kénnen. ,Housing First-Nutzende werden beispielsweise
aktiv dazu ermutigt, schadigenden Konsum von Alkohol und Drogen zu minimieren und eine Be-
handlung in Anspruch zu nehmen. Sie werden aber nicht verpflichtet, dies zu tun. Mit einem Ur-
sprung in der nordamerikanischen Sozialpolitik findet dieser Ansatz mittlerweile in verschiedenen
Landern Europas Anwendung. Im Zentrum steht die Vermittlung von Wohnungen an Menschen
mit geringer oder fehlender Wohnkompetenz.

Im Neunerhaus in Wien werden beispielsweise seit 2012 Wohnungen an Einzelpersonen und
Familien erfolgreich vermittelt, tber 80% konnten ihre Wohnung halten. Das Neunerhaus setzt
konsequent auf Selbstbestimmung, Partizipation und flexible Hilfen fur individuelle Bedarfslagen.
Die Zeit von der Anmeldung bis eine geeignete Wohnung zur Verfiigung steht, wird intensiv ge-
nutzt, um eine tragfahige Beziehung zu den Interessenten und Interessentinnen aufzubauen.
Gemeinsam wird eine Betreuungsvereinbarung aufgesetzt, in der festgehalten wird, wie die Un-
terstiitzung der Personen in der eigenen Wohnung konkret gestaltet wird. Sie kénnen auch auf
jegliche Hilfe verzichten, da die Betreuung konsequent vom Mietvertrag getrennt wird. In der Re-
gel wird die Hilfe aber gerne angenommen. Es ist wichtig, dass die Interessenten und Interessen-
tinnen wissen, dass sie sich nicht in einem geschitzten Raum bewegen und sie sich an die
Hausordnung halten missen, da sie die Wohnung sonst verlieren. Es wird darauf geachtet, dass
nicht zu viele Wohnungen in einer Liegenschaft fir ,Housing First* genutzt werden.

Die Rahmenbedingungen in Basel-Stadt lassen sich in wesentlichen Aspekten nicht mit Wien
vergleichen. Gerade die Beschaffung des notwendigen glnstigen Wohnraums wird hier eine
grosse Herausforderung darstellen, da dieser schon flr Personen mit ausgewiesener Wohnkom-
petenz schwierig ist. Zudem gibt es in Basel-Stadt unterschiedliche kantonale und private Stellen
und Organisationen, die sich mit dem Thema Wohnkompetenz und Wohnraum fiir Randstandige
auseinandersetzen. Eine klar definierte Eintrittsstelle analog zum Beratungszentrum in Wien exis-
tiert hier nicht, was den Prozess komplexer machen dirfte. Trotzdem erachtet der Regierungsrat
den Ansatz des ,Housing First* als interessant und hat ein mindestens zweijahriges Pilotprojekt
beschlossen. Die Federfuhrung daflr liegt bei der Sozialhilfe. Sie erarbeitet aktuell zusammen mit
der Heilsarmee das ,Housing First“-Konzept fiur Basel-Stadt. Die Umsetzung soll ab Frihling
2020 gestartet werden.

Erste Abklarungen beziglich Wohnraum haben gezeigt, dass die Umsetzung in einer eigenen,
komplett dafiir zu verwendenden Liegenschaft nicht zielfihrend ist, da die soziale Kontrolle inner-
halb der Immobilie weitgehend wegfallen wirde. Somit misste auch ein hoher Aufwand betrieben
werden, um die Gefahr der Entstehung von prek&ren Wohnverhaltnissen und von Beschwerden
der umliegenden Anwohnerinnen und Anwohner zu vermeiden. Es wird angestrebt, Wohnungen
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verteilt Gber die Stadt zu akquirieren und die Anzahl solcher Mietverhaltnisse pro Liegenschaft tief
zu halten. Zudem soll eine klare Aufteilung der Aufgaben und Verantwortlichkeiten bei der Um-
setzung helfen, das heisst eine klare Rollenverteilung zwischen Klient respektive Klientin —
Wohnbegleitung — Sozialhilfe — Vermieterinnen und Vermietern. Wichtig ist beispielsweise die
Klarung der Frage, ob es allfallige Anreize braucht, damit private Vermieterinnen und Vermieter
mit diesen Mieterinnen und Mietern ein Mietverhdltnis eingehen. Allenfalls hilft beispielsweise
eine finanzielle Absicherung in Form einer befristeten Mietzinsgarantie oder die direkte Uberwei-
sung der Miete durch die Sozialhilfe. Vielleicht lassen sich die Mietverhéltnisse aber auch nur
abschliessen, wenn eine Ansprechperson bei Schwierigkeiten kontaktiert werden kann. Diese
Punkte sollen wahrend dem vom Regierungsrat genehmigten Pilotprojekt ,Housing First® vertieft
abgeklart werden. Das Pilotprojekt startet 2020 und soll vorerst bis Ende 2022 dauern. Es wird
mit jahrlichen Kosten von 96000 Franken gerechnet.

Weiter genehmigte der Regierungsrat den Pilotbetrieb einer zentralen Anlaufstelle fir nieder-
schwelliges Wohnen von 2020 bis 2022. Der Wunsch nach einer solchen Stelle wird schon langer
von kantonalen und privaten Partnern gedussert. Die Anlaufstelle ist zustandig fir den Aufbau
und die Pflege der Ubersicht tiber Leistungen und Platze, die Information an andere Institutionen
sowie die Durchfihrung von Erstgesprachen und der Triagierung der Situation von Menschen, die
eine niederschwellige Wohnlosung suchen. Die Anlaufstelle ist projektmassig bei der Abteilung
Sucht im Gesundheitsdepartement angesiedelt worden. So kdnnen bereits bestehende Struktu-
ren und das vorhandene Know-how genutzt werden. Dafur wird mit zusatzlichen Kosten von
54°000 Franken pro Jahr gerechnet.

Ende 2021 werden die beiden Projekte evaluiert, bevor mit den Erkenntnissen Uber eine Uber-
nahme in den Regelbetrieb entschieden wird.

7.5 Schaffung einer Koordinationsstelle fur prekare Wohnverhéltnisse

Im Kanton Basel-Stadt gibt es verschiedene Liegenschaften, bei welchen ein Grossteil der Woh-
nungen aufgrund hygienischer, baulicher oder feuerpolizeilicher Griinde prekdre Wohnverhaltnis-
se aufweisen. Grosstenteils werden diese Wohnungen an vulnerable Personen vermietet, die auf
dem Wohnungsmarkt praktisch keine Chance haben. Es sind Menschen mit wenig Einkommen
und oftmals geringer Wohnkompetenz. Oft leben diese Menschen in einem wenige Quadratmeter
grossen Zimmer, Bad und Kiiche werden meist mit anderen Mieterinnen und Mietern geteilt. Dar-
Uber hinaus werden in solchen Liegenschaften oftmals Uberhdhte Mietpreise verlangt, wobei sei-
tens der Bewohnerschaft kaum dagegen vorgegangen wird. Zu gross ist die Angst vor dem Woh-
nungsverlust.

Prekare Wohnverhaltnisse waren in den vergangen Jahren verschiedentlich ein Thema. Mitarbei-
tende verschiedener kantonaler Stellen und sozialer Dienste sowie einzelne Bewohnerinnen und
Bewohner und Medien haben dartber berichtet. Eine interdepartemental zusammengesetzte Ar-
beitsgruppe befasste sich im Jahr 2018 mit dem Thema und schlug die Durchfiihrung eines auf
dreieinhalb Jahre befristeten Pilotprojekts vor, das ein strukturiertes Vorgehen bei prekaren
Wohnverhaltnissen vorsieht. Dieses wurde vom Regierungsrat Ende Marz 2019 bewilligt. Die
damit verbundene Schaffung einer Koordinationsstelle hat zum Ziel, die prekare Wohnsituation
fur die betroffenen Menschen, die in diesen Liegenschaften wohnen, zu verbessern. Dabei steht
der Erhalt des Wohnraums flir die Betroffenen im Vordergrund. Bei Verdacht auf prekdre Wohn-
verhaltnisse nimmt die Koordinationsstelle mit den zustandigen kantonalen Dienststellen, der Ei-
gentimerschaft und weiteren Akteurinnen und Akteuren Kontakt auf, stellt die Vernetzung sicher
und koordiniert mdgliche Unterstiitzungen oder notwendige Massnahmen zur Mangelbehebung.
In diesem Rahmen sollen Liegenschaften mit prekdren Wohnverhaltnissen im Kanton auch sys-
tematisch erfasst werden.

Im Augst 2019 hat die Koordinationsstelle in der Sozialhilfe ihre Arbeit aufgenommen. Die Pi-
lotphase dauert bis Ende 2022. Nach zweieinhalb Jahren soll das Pilotprojekt evaluiert und die
Erfahrungen ausgewertet werden. Auf dieser Grundlage wird der Regierungsrat anschliessend
Uber eine Weiterfiihrung entscheiden.
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7.6 Unterstitzung zur Verbesserung der sozialen Durchmischung von Wohn-
genossenschaften

Wohnungen von Wohnbaugenossenschaften weisen im Kanton Basel-Stadt im Durchschnitt bis
zu 30% gunstigere Nettomietzinse als Wohnungen anderer Tragerschaften auf. Eine Studie des
Bundesamtes fur Wohnungswesen kommt ebenfalls zum Schluss, dass die Nettomieten ver-
gleichbarer Wohnungen bei Genossenschaften generell tiefer liegen.* Besonders ausgepragt ist
der Preisunterschied gemass Studie in den Kernstadten, wo die Differenz im Durchschnitt 26%
betragt.> Auch wenn die Studie des Bundes zum Schluss kommt, dass in Genossenschaften
Uberdurchschnittlich viele Personen leben, die aufgrund ihres Erwerbseinkommens auf preis-
gunstigen Wohnraum angewiesen sind und die Selbstregulierung weitgehend funktioniert, ist ge-
rade die einkommensschwachste Bevdlkerungsgruppe oftmals ausgeschlossen. Dies alleine
schon aufgrund der notwendigen Anteilscheine oder Mieterdarlehen mit Kautionscharakter. Auch
fehlt es der betroffenen Bevolkerungsgruppe oftmals an der erforderlichen Vernetzung zu den
Wohnbaugenossenschaften, um Zugang zu den Wohnungen zu erhalten. Bezogen auf die Situa-
tion im Kanton Basel-Stadt zeigte eine Zusammenstellung der Sozialhilfe mit Unterstitzung der
Wohngenossenschaften im Jahr 2016, dass die Sozialhilfequote bei den Genossenschaftswoh-
nungen unter 2.5% gelegen hat. Die Sozialhilfequote Uber den ganzen Kanton Basel-Stadt lag
damals bei 6.9%.

Grundsatzlich stellen Wohnbaugenossenschaften private Akteure im Wohnungsmarkt dar und
sind daher frei, an wen sie den Wohnraum vermieten. Erhalten Wohngenossenschaften jedoch
Baurechte, Burgschaften oder Projektentwicklungsdarlehen vom Kanton, so missen sie gemass
WRFG wohnpolitische Auflagen erfillen (vgl. 88 11 — 13 WRFG). Diese hat der Regierungsrat in
der Wohnraumforderungsverordnung vom 17. Juni 2014 festgehalten. Die Auflagen betreffen
nebst Anforderungen an die gefdrderten Objekte, wie z.B. maximale Wohnungsgrdssen, auch
Bedingungen, die bei der Vermietung zu erfillen sind. Nebst einer Belegungsvorschrift (max.
Zimmerzahl = Bewohnerzahl plus 1) und der Wohnsitzpflicht ist dabei festgehalten, dass die
Vermietung im Hinblick auf eine gute soziale Durchmischung und diskriminierungsfrei zu erfolgen
hat. Explizit erwahnt werden dabei die Kriterien Alter, Geschlecht, Nationalitdt sowie ethnische
oder religibse Zugehdrigkeit. Auf die Festlegung von Einkommens- und Vermdgenskriterien wur-
de damals bewusst verzichtet. Es war davon ausgegangen worden, dass die bestehenden Aufla-
gen, insbesondere die Vorschrift betreffend Wohnungsgréssen und Belegung, in gewissem Mas-
se bereits selbstregulierend wirken.

In Zusammenhang mit der Umsetzung der Initiative ,Recht auf Wohnen* wurde nun gepruft, mit
welchen Anreizen oder Vorgaben die soziale Durchmischung bei den Genossenschaften verbes-
sert werden kénnte. Zwei Massnahmen sollen weiterverfolgt werden. Zum einen soll zwecks Er-
werb bzw. Finanzierung von Anteilscheinen oder anderen Formen von Beteiligungen oder Darle-
hen mit Kautionscharakter an Organisationen des gemeinnitzigen Wohnungsbaus fir
finanzschwache Haushalte in Zusammenarbeit mit privaten Organisationen ein Fonds errichtet
werden. Zum anderen sollen in der Wohnraumférderungsverordnung die Vorgaben zur sozialen
Durchmischung prazisiert werden.

7.6.1 Fonds zur Finanzierung von Anteilscheinen von Organisationen des gemeinnt-
zigen Wohnungsbaus fir finanzschwache Haushalte

Der gemeinnitzige Wohnungsbau im Kanton Basel-Stadt befindet sich aktuell im Aufschwung.
Dank zahlreicher Neubauprojekte wird insbesondere der Anteil an Neubauten von Genossen-
schaftswohnungen in den nachsten Jahren zunehmen. Allerdings ist flr eine Genossenschafts-
wohnung in der Regel Kapital erforderlich, um Genossenschafts-Anteilscheine zu erwerben. Die-
se konnen gerade bei Neubauwohnungen mehrere zehntausend Franken kosten. Viele

4 sotomo (2017). Gemeinnitziges Wohnen im Fokus. Ein Vergleich zu Miete und Eigentum. Bundesamt fur Wohnungswesen, Grenchen.

5 Gemass den Studienautoren féllt das Prinzip der strikten Kostenmiete vor allem dort ins Gewicht, wo es die Wohnlage den kommerziellen Anbietern
ermdglicht, hdhere Mieten zu verlangen. Dadurch wiirden die gemeinnitzigen Wohnungen gerade an zentralen, urbanen Lagen mit hohem Preisniveau
potenziell Wohnraum fiir wirtschaftlich weniger leistungsfahige Personen schaffen.
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Haushalte verfliigen nicht tGber das notige Kapital, wodurch ein Teil der potenziell Interessierten
faktisch von diesem mittelfristig preisgunstigen Wohnsegment ausgeschlossen wird. Die Sozial-
hilfe Ubernimmt in Ausnahmefallen die Finanzierung von Anteilscheinen, aber nur fiur Personen,
die Sozialhilfe beziehen und nur in einem beschrankten Rahmen. Insbesondere fir einkommens-
und vermogensschwache Personen ausserhalb der Sozialhilfe besteht Handlungsbedarf, damit
diese vom Zugang zu Genossenschaftswohnungen nicht von vornherein ausgeschlossen bleiben.
Daher sollen mit Mitteln aus einem neu geschaffenen Fonds finanzschwache Haushalte unter-
stutzt werden. Durch die Ubernahme oder Finanzierung von Anteilscheinen oder Darlehen mit
Kautionscharakter an Organisationen des gemeinnitzigen Wohnungsbaus werden die Eintritts-
barrieren reduziert, was insbesondere auch zu einer Verbesserung der sozialen Durchmischung
in den Genossenschaften beitragen soll. Spatestens beim Auszug aus der Wohnung fliessen die
Mittel wieder zurtick in den Fonds, sofern im Falle von Darlehen diese zuvor nicht bereits amorti-
siert wurden.

Zielgruppe fur die Finanzierung von Anteilscheinen von Genossenschaften und weiteren Organi-
sationen des gemeinnitzigen Wohnungsbaus sind finanzschwache Haushalte. Der Nachweis
betreffend die Einkommens- und Vermogensverhéltnisse kann beispielswese anhand von Krite-
rien wie Bezug von Krankenkassenpramienverbilligung, Sozialhilfe oder Ergénzungsleistungen
erfolgen. Limitierend ist dabei zudem der Anteil fur finanzschwache Haushalte potenziell in Frage
kommende Wohnraum sowie der flr die Dotierung des Fonds zur Verfigung gestellte Betrag
(seitens des Kantons 1.8 Millionen Franken fur 5 Jahre). Die Zielgruppe soll zusammen mit den
an einer Beteiligung interessierten Institutionen noch weiter gescharft werden. Die detaillierten
Bestimmungen sind in einem Fondsreglement festzulegen.

Der Fonds soll nicht durch den Kanton direkt verwaltet werden, sondern durch eine externe Or-
ganisation. Im Sinne einer Public-Private-Partnership soll der Fonds durch Einlagen des Kantons
und mdglichst auch durch weitere Beitrdge von privaten Institutionen gedufnet werden. Im Rah-
men verschiedener Gesprache haben einzelne private Stiftungen ein erstes Interesse an einer
Beteiligung signalisiert. Der Kantonsbeitrag zum Aufbau des Fonds erfolgt dabei mittels eines
Darlehens zu Vorzugsbedingungen in der Hohe von 1.8 Millionen Franken. Fir die Verwaltung
des Fonds wird ein Staatsbeitrag gemass Staatsbeitragsgesetz (SG 610.500) vom
11. Dezember 2013 notwendig sein.

Der Fonds soll bei der neu zu schaffenden 6ffentlich-rechtlichen Wohnbaustiftung angesiedelt
und durch diese verwaltet werden (vgl. 8 2 Abs. 3 des Gesetzes Uber die Stiftung fur preisgunsti-
gen Wohnraum Basel-Stadt und Kapitel 5). Das Angebot soll kontinuierlich Gber funf Jahre auf-
gebaut werden. Eine grobe Schatzung des Bedarfs erfolgte anhand der Anzahl zu erwartenden
Neubauten von gemeinnitzigen Wohnbautragern sowie einer Annahme zu den jahrlichen Neu-
vermietungen bei bestehenden gemeinnitzigen Wohnungen im Kanton Basel-Stadt (Mieterfluk-
tuation). Demnach sollen in den nachsten funf Jahren pro Jahr durchschnittlich Anteilscheine o-
der Darlehen von 10 bis 15 Neubauwohnungen sowie von rund 100 Bestandeswohnungen
Ubernommen oder finanziert werden. Damit wirden nach funf Jahren insgesamt rund 550 bis
maximal 600 Haushalte beim Erwerb von Anteilscheinen oder der Finanzierung von Darlehen mit
Kautionscharakter unterstuitzt werden. Es wird von Anteilscheinen oder Darlehen in der Hohe von
durchschnittlich 30‘000 Franken (Neubau) und 3‘000 Franken (Bestand) ausgegangen. Der Fi-
nanzbedarf Uber finf Jahre wiirde sich damit auf maximal 3.5 Mio. Franken belaufen, 1.8 Millio-
nen Franken davon wirde der Kanton mit einem Darlehen zu Vorzugsbedingungen beisteuern.
Auf Basis der Erfahrungen der ersten funf Jahre kann der weitere finanzielle Bedarf des Fonds
beurteilt werden.

Mit den Mitteln aus dem Fonds soll die Stiftung finanzschwache Haushalte im Hinblick auf den
Erwerb von Anteilscheinen in erster Linie mit verzinslichen Darlehen unterstiitzen. Nach Ansicht
des Regierungsrates erscheint ein geringer Zinssatz, welcher sich z.B. an die Hypotheken im 1.
Rang der BKB richtet, vertretbar. Um einen zuséatzlichen Anreiz zur Amortisation des Darlehens
zu schaffen, soll bei zusatzlicher Amortisationsvereinbarung der Zinssatz nochmals reduziert
werden konnen. Im besten Fall ist so nach einer gewissen Zeit das Darlehen komplett zuriickbe-
zahlt und es muss keine Ruckforderung gestellt werden. Bei der Vergabe der Darlehen sind
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durch die Stiftung die entsprechende rechtliche Absicherung (z.B. durch Abtretungserklarung der
Klientin beziehungsweise des Klienten oder durch Verpfandung der Anteilscheine) sowie eine
regelméssige Amortisation des Darlehens zu prifen. Eine Verpfandung von Anteilscheinen ist
gemass BGE 135 Il S. 515 mdglich. Die detaillierten Bestimmungen sind vom Stiftungsrat im
Fondsreglement, das vom Regierungsrat zu genehmigen ist, festzulegen. Nebst der Vergabe von
Darlehen, soll es der Stiftung auch ermdglicht sein, in Ausnahmeféllen selber Anteilscheine zu
erwerben, um die Wohnungen anschliessend untervermieten zu kénnen. Das Ziel, der verbesser-
te Zugang von finanzschwachen Hauhalten zu gemeinnitzigen Wohnungen, wird dadurch
gleichwohl erreicht.

7.6.2 Konkretisierung Wohnraumfoérderungsverordnung zur sozialen Durchmischung
beim geférderten Wohnraum

Der Regierungsrat vertritt die Ansicht, dass mit der Annahme der Initiative ,Recht auf Wohnen*
beim geforderten Wohnraum der Einkommens- und Vermogenssituation der Mieterinnen und
Mieter expliziter Rechnung getragen werden muss. Die entsprechende Anpassung der Verord-
nung liegt in der Kompetenz des Regierungsrates und wurde durch den Regierungsrat wie folgt
vorgenommen:

(Anderungen unter- oder durchgestrichen-)

8§ 10 Auflagen fur die Gewahrung von Leistungen gemass 88 11 — 13 des Gesetzes
Hunverandert]
2 [unverandert]

% Die Empfangerinnen und Empfanger von Leistungen geméass 88 11 — 13 des Gesetzes
sind Uberdies zu verpflichten, dass

a) die Vermietung des geférderten Wohnraums wahrend der gesamten Dauer des Miet-
verhéltnisses im Hinblick auf eine gute soziale Durchmischung erfolgt, dabei wird insbeson-
dere auf eine angemessene Berilicksichtigung von Mietenden mit geringen Einkommen und
Vermogen geachtet; die zustindige Stelle konkretisiert diese Auflage im Einzelfall gegen-
Uber den Leistungsempfangerinnen und -empfangern; und

b) die Vermietung des geférderten Wohnraums wéahrend der gesamten Dauer des Miet-
verhaltnisses diskriminierungsfrei, das heisst insbesondere unabhangig von Alter, Ge-
schlecht, Nationalitat, Behinderung, ethnische oder religibse Zugehorigkeit erfolgt;

c) sichergestellt ist, dass die Mietenden dieser Wohnungen wahrend der Mietdauer dort
ihren zivilrechtlichen Wohnsitz haben;

d) die Wohnungen héchstens ein Zimmer mehr als Bewohnerinnen und Bewohner auf-
weisen und von dieser Belegungsvorschrift wahrend der gesamten Dauer des Mietverhalt-
nisses nur in begrindeten Ausnahmeféllen abgewichen werden darf.

4[unverandert]

Diese Anderung der WRFV tritt am 1. April 2020 in Kraft.
Kommentar

Die Verordnung Uber die Wohnraumférderung (Wohnraumférderungsverordnung, WRFV, SG
861.520) vom 17. Juni 2014 wird dahingehend prazisiert, dass bei der Vermietung die Einkom-
mens- und Vermoégenssituation wahrend der gesamten Dauer des Mietverhaltnisses mitberick-
sichtigt werden muss. Die zustandige Behdrde soll dabei den Umstanden und der Ausrichtung
der einzelnen Genossenschaft genigend Rechnung tragen. So macht es beispielsweise Sinn, bei
einer auf eine altere Bewohnerschaft ausgerichtete Genossenschaft einen Anteil an EL-
Bezugerinnen und -Beziiger festzulegen, wahrend bei einer anderen Genossenschaft eine ande-
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re Sozialleistung als Referenz genommen wird. Auch denkbar ist, dass ein Anteil der Wohnungen
an Klientinnen und Klienten einer sozialen Institution vermietet wird.

8. Entwurf flir ein Gesetz uUber die Stiftung flr preisgunstigen
Wohnraum Basel-Stadt

8.1 Vorbemerkungen

Fir die Schaffung der offentlich-rechtlichen Stiftung fiir preisgliinstigen Wohnraum ist eine gesetz-
liche Grundlage notwendig.

Fir die Errichtung dieser 6ffentlich-rechtlichen Wohnbaustiftung soll das ,Gesetz Uber die 6ffent-
lich-rechtliche Stiftung fur preisgunstigen Wohnraum® erlassen werden. Damit kann das Gesetz
Uber die Wohnraumforderung (Wohnraumférdergesetz, WRFG, SG 861.500) im Sinne der Les-
barkeit von der Einfiigung der Stiftungsstatuten entlastet werden.

Auch in Zirich wurden fir die Grindung der Stiftungen ,PWG* und der ,Stiftung fur bezahlbare
und okologische Wohnungen® jeweils eigene Statuten auf Gesetzesstufe geschaffen.

Nachfolgend wird der Entwurf fir ein Gesetz tber die Stiftung fur preisgiinstigen Wohnraum Ba-
sel-Stadt vorgelegt.

8.2 Kommentar zu den einzelnen Bestimmungen des Gesetzes Uber die Stif-
tung fur preisgunstigen Wohnraum Basel-Stadt

. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN
§ 1 Rechtsnatur und Haftung

! Die «Stiftung flr preisglinstigen Wohnraum Basel-Stadt» ist eine 6ffentlich-rechtliche Stif-
tung mit eigener Rechtspersonlichkeit und Sitz in Basel.

2 Die Stiftung ist im Handelsregister eingetragen.
3 Fur die Verbindlichkeiten der Stiftung haftet ausschliesslich das Stiftungsvermogen.
Kommentar

Mit dem Erlass des vorliegenden Gesetzes wird eine 6ffentlich-rechtliche Stiftung geschaffen. Der
Vorteil der offentlich-rechtlichen im Vergleich zur ebenfalls gepriften privat-rechtlichen Stiftung
liegt darin, dass diese im Rahmen des gesetzlichen Erlasses, der zu ihrer Griindung erforderlich
ist, prazis auf den Zweck ihrer Tatigkeit zugeschnitten werden kann. Dabei kann ihr zum einen
grosse operative und wirtschaftliche Freiheit eingeraumt werden. Zum anderen erlauben staatli-
che Ernennungsrechte, Genehmigungsvorbehalte beispielsweise hinsichtlich Rechnung, Ge-
schéaftsbericht oder Finanzvorschriften sowie eine ausgebaute Aufsicht eine enge Begleitung
durch die kantonalen Organe.

Die Stiftung fir preisginstigen Wohnraum Basel-Stadt wird in das Handelsregister eingetragen
(Absatz 2). Der Eintrag hat zum Zweck, dem Publikum die in Bezug auf eine juristische Person
rechtserheblichen Tatsachen bekannt zu machen. Gerade auf dem Immobilienmarkt wird die Stif-
tung als selbststindige Geschaftspartnerin auftreten. Deshalb sollen interessierte Dritte Einblick
in die fUr sie relevanten rechtlichen und tatséchlichen Verhéltnisse erhalten.

Als Konsequenz ihrer eigenen Rechtspersonlichkeit wird die Stiftung fir ihre Verbindlichkeiten
ausschliesslich mit dem jeweiligen Stiftungsvermdgen haften (Absatz 3). Die 6ffentlich-rechtliche
Stiftung untersteht im Ubrigen dem Gesetz liber die Haftung des Staates und seines Personals
(Haftungsgesetz, HG) vom 17. November 1999 (SG 161.100). Dies bedeutet, dass letztlich der
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Kanton haftet, wenn Dritten ein Schaden entsteht, der durch pflichtwidriges Handeln des Stif-
tungsrates oder der Stiftungsangestellten verursacht wurde.

8 2 Zweck

! Die Stiftung bezweckt, in bestehenden und allenfalls neu zu erstellenden Bauten preisgiins-
tigen Mietwohnraum zu erhalten bzw. zu schaffen und bereitzustellen.

2 Zur Erfillung ihres Zweckes erwirbt, halt und veraussert die Stiftung im Kanton Basel-Stadt
a) Liegenschaften;

b) Baurechte als Baurechtsnehmerin und Baurechtsnehmer oder als Baurechtsgeberin
und Baurechtsgeber;

c) Gesellschaften mit entsprechenden Liegenschaften.

3 Die Stiftung kann Anteile oder andere Formen von Beteiligungen oder Darlehen mit Kauti-
onscharakter an Organisationen des gemeinniitzigen Wohnungsbaus zu Gunsten von An-
tragstellerinnen und Antragstellern, welche die Mittel zum Erwerb solcher nicht aufbringen
kénnen, erwerben oder finanzieren.

4 Die Stiftung ist gemeinnitzig und verfolgt keine Gewinnabsichten.
Kommentar

Die Stiftung bezweckt die Bereitstellung und den Erhalt von preisglnstigen Mietwohnungen. Zur
Erfullung ihres Zwecks kann die Stiftung geeignete Liegenschaften erwerben, halten und auch
wieder verdussern. Wobei eine Verausserung primér im Baurecht und an andere gemeinnutzige
Wohnbautréger zu erfolgen hat (vgl. 8 3). Damit ist sichergestellt, dass die Stiftung Land oder
Liegenschaften, welche sie nicht oder nicht mehr zu eigenen Zwecken bendtigt, auch unter
zwecksichernden Auflagen abgeben kann. Weiter kann die Stiftung Baurechte erwerben, um an-
schliessend darauf entsprechende Bauten zu realisieren, oder als Baurechtsgeberin auftreten.
Ausdriicklich vorgesehen ist auch der Erwerb beziehungsweise die Ubernahme von Gesellschaf-
ten. Diese Mdglichkeit wird beispielsweise durch die Stiftung PWG in Zurich genutzt.

In Absatz 3 ist erganzend festgehalten, dass die Stiftung Anteilscheine von Organisationen des
gemeinnitzigen Wohnungsbaus zugunsten von Antragsstellerinnen und Antragstellern, welche
das Kapital zum Erwerb eines Anteilscheins nicht aufbringen kdnnen, finanziert oder erwirbt. Dies
steht im Zusammenhang mit der Absicht, dass ein entsprechender Fonds durch den Kanton und
unter Beteiligung von privaten Institutionen geaufnet wird. Die Verwaltung des neu geschaffenen
Fonds soll dabei durch die Stiftung vorgenommen werden. Ebenfalls sind andere Formen von
Beteiligungen als Anteilscheine denkbar, wie beispielsweise Beteiligungen an gemeinnitzigen
Aktiengesellschaften. Da einzelne Wohnbaugenossenschaften, wie beispielsweise die Wohnbau-
Genossenschaft Nordwest (wgn), anstelle von Anteilsscheinen kautionsahnliche Mieterdarlehen
vorsehen, sollen bei Bedarf auch diese finanziert werden kénnen. Primér sollen Antragsstellerin-
nen und Antragssteller durch Darlehen unterstiitzt werden. In Ausnahmefallen soll die Stiftung
jedoch mit Mitteln aus dem Fonds auch selbst Anteilscheine zeichnen kénnen, um entsprechende
Wohnungen an die Antragstellerinnen und Antragsteller unterzuvermieten. Dies hangt damit zu-
sammen, dass aufgrund des Bundesgesetzes Uber den Erwerb von Grundsticken durch Perso-
nen im Ausland (BewG, ,Lex Koller?) heute Staatsangehdrigen von Landern ausserhalb der EU
und EFTA der Erwerb von Anteilscheinen von Wohnbaugenossenschaften untersagt ist, selbst
wenn sie eine Aufenthaltsbewilligung haben und in der Schweiz anséassig sind.® Um Drittstaaten-
angehdrige nicht im Vornherein auszuschliessen, lasst Absatz 3 daher sowohl den Erwerb als
auch die Finanzierung von Anteilscheinen oder andere Formen von Beteiligungen oder Darlehen
mit Kautionscharakter an Organisationen des gemeinnitzigen Wohnungsbaus zu.

6 Die Problematik ist auf Bundesebene erkannt, bleibt aber vorerst ungeldst (vgl. im Dezember 2018 von Lisa Mazzone im Nationalrat eingereichte Motion
,Genossenschaftswohnungen fiir aussereuropéische Staatsangehérige zuganglich machen®, Geschéaftsnummer 18.4314).
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In Absatz 4 wird sodann festgehalten, dass die Stiftung der Gemeinnutzigkeit verpflichtet ist. Da-
mit hat sich auch Zugang zu entsprechenden Fordermitteln.

§ 3 Liegenschaften

! Die Liegenschaften der Stiftung diirfen inrem Zweck geméss § 2 nicht entfremdet werden.

2 Bei der Verausserung von Liegenschaften sollen diese priméar im Baurecht und an andere
gemeinniitzige Wohnungsbautrager, wie Genossenschaften oder Stiftungen abgegeben wer-
den.

3 Dem Kanton Basel-Stadt steht hinsichtlich der Liegenschaften der Stiftung ein unbefristetes,
limitiertes und Ubertragbares Vorkaufsrecht zu. Der Vorkaufspreis entspricht den Anlagekos-
ten. Das Vorkaufsrecht ist im Grundbuch zulasten jeder einzelnen Liegenschaft der Stiftung
anzumerken.

Kommentar

Mit dem Verbot der Zweckentfremdung wird sichergestellt, dass der Wohnraum standig dem Stif-
tungszweck dient. Die Stiftung hat beispielsweise daflir zu sorgen, dass keine gewinnorientierte
Untervermietung stattfindet. Fir den Fall des Verkaufs einer Liegenschatft ist diese Grundsatzbe-
stimmung zuséatzlich gesichert, indem eine Verdusserung primar im Baurecht und an andere ge-
meinnutzige Tragerschaften, wie Genossenschaften oder Stiftungen stattzufinden hat. Zusétzlich
besteht auch ein limitiertes Vorkaufsrecht des Kantons, welches zu den Selbstkosten der betref-
fenden Liegenschaft ausgeibt werden kann.

II.  ORGANISATION UND AUFSICHT
8§ 4 Stiftungsorgane
! Die Organe der Stiftung sind:
a) Der Stiftungsrat;
b) die Geschéftsstelle;
c) die Revisionsstelle.
Kommentar

Unter § 4 werden einleitend zum Kapitel Organisation und Aufsicht die Organe der Stiftung be-
nannt. Es sind dies der Stiftungsrat, die Geschéftsstelle sowie die Revisionsstelle.

§ 5 Stiftungsrat

! Der Stiftungsrat besteht aus drei bis maximal funf Mitgliedern und ist das oberste leitende
Organ der Stiftung. Er nimmt alle Aufgaben wahr, die keinem anderen Organ zugewiesen
sind, insbesondere:

a) Erlass der ausfuhrenden und ergdnzenden Bestimmungen zu diesem Gesetz, insbe-
sondere des Organisations-, Finanz-, Miet- und Fondreglements sowie der Richtlinien zur
Mietzinsgestaltung;

b) Genehmigung der Geschéftsplanung und des Budgets einschliesslich Investitionen;
¢) Genehmigung des Geschéftsberichts und der Jahresrechnung;

d) Wahl und Anstellung der Geschéftsfiihrerin bzw. des Geschéftsfuhrers;

e) Festsetzung der Anstellungsbedingungen flir das Personal der Geschéftsstelle;

f) Regelung der Zeichnungsberechtigung und der Vertretung der Stiftung nach aussen;
g) Aufsicht tUber die Geschaftsstelle;

h) Genehmigung von Immobilien-Transaktionen.
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2 Die Mitglieder des Stiftungsrats werden vom Regierungsrat fiir eine Amtsdauer von vier
Jahren gewahlt, wobei maximal zwei Wiederwahlen mdéglich sind. Der Stiftungsrat ist ausge-
wogen zusammen zu setzen, so dass er in seiner Gesamtheit alle fur die Stiftung wesentli-
chen Kompetenzen abdeckt. Die Mitglieder des Stiftungsrats mussen fir ihre Tatigkeit bei der
Stiftung qualifiziert und in der Lage sein, die Aktivitdten der Stiftung selbstandig zu beurteilen.

3 In den Stiftungsrat nicht wahlbar sind Mitglieder des Regierungsrates und des Grossen Ra-
tes.

4 Kein Mitglied des Stiftungsrates darf der Geschéftsleitung angehoren oder in anderer Funk-
tion (insbesondere Auftrdge, Mandate, Anstellungen) fir die Stiftung tatig sein. Personen, die
miteinander verheiratet sind, in eingetragener Partnerschaft oder in einem gefestigten Kon-
kubinat leben, im ersten oder zweiten Grad verwandt oder verschwégert sind, dirfen nicht
gleichzeitig den Stiftungsorganen angehdren.

® Der Regierungsrat bezeichnet die Prasidentin oder den Prasidenten. Im Ubrigen konstituiert
sich der Stiftungsrat selbst.

® Die Abberufung eines Stiftungsratsmitglieds aus dem Stiftungsrat durch den Regierungsrat
aus wichtigen Grinden ist jederzeit moglich. Wichtige Grinde sind insbesondere gegeben,
wenn das betreffende Mitglied die ihm obliegenden Verpflichtungen gegeniber der Stiftung
verletzt oder zur ordnungsgemassen Ausibung seines Amtes nicht mehr in der Lage ist.

" Der Regierungsrat genehmigt die Entschadigung der Mitglieder des Stiftungsrats.
Kommentar

Absatz 1 umschreibt die Aufgaben des Stiftungsrates. Um die Strukturen schlank zu halten, be-
steht dieser aus drei bis maximal funf Mitgliedern. Der Stiftungsrat ist das oberste leitende und
strategisch wirkende Organ der Stiftung und stellt deren Handlungsfahigkeit sicher. Der Stiftungs-
rat soll ein aktives Organ sein. Aus diesem Grunde sind ihm relativ viele Aufgaben zugewiesen.
Buchstabe a) hélt fest, dass der Erlass aller die operative Tatigkeit der Stiftung im Detail bestim-
menden Reglemente dem Stiftungsrat obliegt. Im Rahmen der obersten Leitung ist der Stiftungs-
rat zudem verantwortlich fir die Aufsicht Uber die operative Geschaftsfuhrung hinsichtlich der
Erflllung des Stiftungszwecks. Hierzu gehéren namentlich auch die Uberwachung der wirtschaft-
lichen und zielgerichteten Verwendung der eingesetzten Ressourcen und Mittel. Zu diesem
Zweck hat der Stiftungsrat Geschéftsplanung und -budget sowie Geschéftsbericht und Jahres-
rechnung zu genehmigen (Buchstaben b) und c)). Zudem ist der Stiftungsrat Anstellungsbehérde
fur die Geschaftsfuhrerin oder den Geschaftsfihrer und bestimmt die Anstellungsbedingungen flr
die Beschaftigten der Stiftung, insbesondere, ob es sich um ein 6ffentlich-rechtliches oder privat-
rechtliches Anstellungsverhaltnis handelt (Buchstaben d) und e)). Weiter regelt der Stiftungsrat
die Zeichnungsberechtigung und die Vertretung der Stiftung nach aussen (Buchstabe f)).
Schliesslich obliegt die Aufsicht Uber die Geschaftsstelle dem Stiftungsrat und hat dieser einen
Genehmigungsvorbehalt gegentiber Immobilien-Transaktionen (Buchstaben g) und h)).

Die Absétze 2 bis 6 betreffen die Wahl und Abberufung von Stiftungsratsmitgliedern. Gemass
dem Gewaltenteilungsprinzip ist die Steuerung der Verwaltung und der weiteren Trager 6ffentli-
cher Aufgaben dem Regierungsrat als leitender und oberster vollziehender Behérde vorbehalten
(88 101 ff. KV). Deshalb sowie aufgrund der Funktion des Stiftungsrats als Bindeglied zwischen
Stiftung und Regierungsrat ist es folgerichtig, dass die Mitglieder des Stiftungsrats und dessen
Prasidentin beziehungsweise Prasident durch den Regierungsrat gewahlt werden. Damit wird
sichergestellt, dass der Regierungsrat geeignete Exponentinnen und Exponenten ernennen, die-
se bei wichtigen Griinden auch wieder abberufen und damit in die Verantwortung nehmen kann.

Um eine strikte Trennung zwischen der kantonalen Aufsicht und Oberaufsicht tber die Stiftung
zum einen und dem Stiftungsrat als Organ der Oberleitung und Aufsicht tiber die Geschéftslei-
tung zum anderen zu gewdahrleisten, sind Mitglieder des Regierungsrates und des Grossen Rates
nicht in den Stiftungsrat wahlbar. Wirden Mitglieder des Regierungsrates oder des Grossen Ra-
tes im Stiftungsrat Einsitz nehmen, kénnten diese ihre Aufsichtsfunktion mangels Unabhangigkeit
nicht mehr wahrnehmen. Die hier verwendeten Unvereinbarkeitsregeln entsprechen den Public-
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Corporate-Governance-Richtlinien des Kantons Basel-Stadt. Um weiteren Interessenskonflikten
vorzubeugen, wird auch festgehalten, dass die Mitglieder des Stiftungsrates weder der Ge-
schaftsleitung angehdren noch in anderer Funktion fur die Stiftung tatig sein durfen. Zudem dur-
fen Personen, die miteinander verheiratet sind, in eingetragener Partnerschaft oder einem gefes-
tigtem Konkubinat leben, im ersten oder zweiten Grad verwandt oder verschwégert sind, nicht
gleichzeitig den Stiftungsorganen angehdoren.

Ferner ist der Regierungsrat fur die Genehmigung der Entschadigung der Stiftungsratsmitglieder
zustandig (Absatz 7).

8 6 Geschaftsstelle

! Die Geschéftsstelle vollzieht die Beschliisse des Stiftungsrats und sorgt fir den ordnungs-
gemassen Betrieb der Stiftung. Sie steht unter der Leitung einer Geschéftsfiihrerin oder eines
Geschéftsfihrers.

2 Die Kompetenzen und Aufgaben der Geschéaftsstelle sind im Organisationsreglement fest-
gelegt.

Kommentar

Fur die operative Fuhrung der Stiftung ist die Geschéaftsstelle mit der Geschéftsfiihrerin bezie-
hungsweise dem Geschéftsfiihrer zustandig. Um diesbezliglich eine ausreichende Flexibilitat zu
wahren, werden die Aufgaben und Kompetenzen der Geschéftsstelle und der Geschéftsfihrerin
oder des Geschéftsfuhrers im Organisationsreglement geregelt (8 5 Abs. 1 lit. a) und nicht auf
Gesetzesebene verankert.

8 7 Revisionsstelle

! Der Regierungsrat bestimmt zur Uberwachung des Finanz- und Rechnungswesens eine
Revisionsstelle.

2 Die Revisionsstelle priift die Buchfiihrung und die Jahresrechnung und erstattet dem Stif-
tungsrat schriftlich Gber das Ergebnis ihrer Prifung Bericht.

Kommentar

Wie privatrechtliche Stiftungen soll auch die vorliegende 6ffentlich-rechtliche Stiftung Uber eine
externe Revisionsstelle verfigen. In Absatz 1 ist festgehalten, dass der Regierungsrat diese
wahlt. Die Kompetenzen der Finanzkontrolle des Kantons werden durch deren Bestellung nicht
beeintrachtigt. Es steht dem Regierungsrat auch offen, die kantonale Finanzkontrolle selbst als
Revisionsstelle einzusetzen.

§ 8 Aufsicht

! Die Stiftung untersteht der Aufsicht des Regierungsrats. Dieser Uberprift insbesondere die
Erflllung der gesetzlichen Aufgaben und die zweckmassige Verwendung des Stiftungsver-
maogens.

2 Der Regierungsrat nimmt Kenntnis vom Budget sowie vom Bericht der Revisionsstelle.

3 Der Regierungsrat genehmigt den Geschaftsbericht und die Jahresrechnung und leitet die-
se zur Kenntnisnahme dem Grossen Rat weiter.

4 Der Regierungsrat genehmigt die Entschadigungen des Stiftungsrates sowie die vom Stif-
tungsrat geméass § 5 Abs. 1 lit. a erlassenen Ausflihrungsreglemente.

5> Der Regierungsrat hat alle fir die Aufsicht notwendigen Einsichts- und Informationsrechte,
einschliesslich betreffend allfalliger Personendaten.

Kommentar

Der Regierungsrat als leitende und oberste vollziehende kantonale Behérde hat die Zweckverfol-
gung zu uberwachen, ohne aber in das operative Geschaft der Stiftung einzugreifen. Er hat zu-
dem — beispielsweise durch die Genehmigung des Geschéaftsberichts und der Jahresrechnung
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(Absatz 3) sowie des Finanz- und weiterer Reglemente (Absatz 4) — sicherzustellen, dass die
Stiftung ihre eigene Substanz, die ihre Leistungsfahigkeit gewahrleistet, erhalt. Der Regierung
missen die zur Wahrnehmung ihrer Aufsichtsfunktion dienlichen Unterlagen zur Verfligung ge-
stellt und Auskinfte erteilt werden. Fallen darunter auch Personendaten, ist die Stiftung berech-
tigt, diese weiterzuleiten (Absatz 5).

8 9 Oberaufsicht
! Dem Grossen Rat obliegt die Oberaufsicht.
2 Der Grosse Rat nimmt Kenntnis vom Geschéftsbericht sowie der Jahresrechnung.

3 Die zustandigen Oberaufsichtskommissionen haben alle fir die Oberaufsicht notwendigen
Einsichts- und Informationsrechte, sofern diesen nicht schwerwiegende private oder 6ffentli-
che Interessen entgegenstehen.

Kommentar

Gemass § 90 KV obliegt dem Grossen Rat die Oberaufsicht Giber den Regierungsrat, die Verwal-
tung und die anderen Trager offentlicher Aufgaben. Im Rahmen dieser Oberaufsicht nimmt der
Grosse Rat den Geschaftsbericht und die Jahresrechnung der Stiftung zur Kenntnis. Die Stiftung
hat die Verfolgung des vom Grossen Rat in Auslibung seiner Gesetzgebungskompetenz um-
schriebenen Zwecks mit den ihr hierzu tUberlassenen Mitteln sicherzustellen und die ihr in diesem
Zusammenhang Ubertragenen Aufgaben zu erfillen.

. FINANZEN
§ 10 Vermdgen und Fremdkapital

! Die Stiftung finanziert sich vorab aus Einlagen des Kantons in das Stiftungsvermogen, Miet-
zinseinklnften, Kapitalertragen, allféalligen weiteren Beitragen des Kantons und Zuwendun-
gen Dritter.

2 Die Einlagen des Kantons in das Stiftungsvermégen sind nicht zu verzinsen. Der Grosse
Rat beschliesst Uber die Einlagen des Kantons in das Stiftungsvermoégen auf Antrag des Re-
gierungsrates.

% Die Freigabe der Tranchen erfolgt durch den Regierungsrat.

4Im Umfang der Einlagen des Kantons ist der Bestand des Stiftungsvermodgens zu wahren.
Solange die Stiftung keinen Vermdgenszuwachs verzeichnen kann, darf das Stiftungsvermo-
gen in Unterschreitung der Einlagen verwendet werden. In jedem Fall missen die Einlagen
zur Halfte erhalten bleiben.

5> Die Stiftung kann Fremdkapital aufnehmen. Sie achtet auf ein angemessenes Verhaltnis
des Fremdkapitals zum Stiftungsvermégen.

¢ Die Stiftung bildet einen Fonds zum Erwerb bzw. zur Finanzierung von Anteilen oder ande-
ren Formen von Beteiligungen oder Darlehen mit Kautionscharakter an Organisationen des
gemeinnitzigen Wohnungsbaus zu Gunsten von Antragstellerinnen und Antragstellern, wel-
che die Mittel zum Erwerb solcher nicht aufbringen kénnen. Der Grosse Rat beschliesst dazu
ein Darlehen an die Stiftung fur preisginstigen Wohnraum Basel-Stadt.

Kommentar

Absatz 1 weist auf die Finanzierung der Stiftung und ihrer Tatigkeiten hin. Die Errichtung einer
Stiftung setzt die Widmung der zur Erreichung ihres Zwecks erforderlichen Mittel voraus. Dem
Grossen Rat wird mit diesem Ratschlag deshalb beantragt, das Stiftungskapital seitens des Kan-
tons Basel-Stadt zunachst mit einem nicht verzinslichen Betrag in der HoOhe von
35 Millionen Franken zu dotieren (vgl. auch die Schlussbestimmungen). Die Einlage erfolgt als
Beteiligung. Absatz 2 legt fest, dass die Einlagen, die zinsfrei erfolgen, vom Grossen Rat auf An-
trag des Regierungsrates beschlossen werden. Die Einlage soll tranchenweise, geméass dem Be-
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darf der Stiftung fiir den Erwerb oder die Sanierung von Liegenschaften sowie fiir die Sicherstel-
lung der Liquiditat der Stiftung, ausbezahlt werden. Die Stiftung kann zu diesem Zweck bis zur
beschlossenen Einlage von 35 Millionen Franken die Auszahlung der Mittel beim Kanton bean-
tragen. Die Genehmigung der einzelnen Tranchen erfolgt durch den Regierungsrat (Absatz 3).
Weitere Beitrage des Kantons, zum Beispiel in Form von gezielten Abschreibungsbeitragen fur
den gezielten Liegenschaftserwerb, sind nicht angedacht, sollen aber auch nicht ausgeschlossen
werden. Ansonsten finanziert sich die Stiftung vorab durch die laufenden Mietzinseinkiinfte sowie
Zuwendungen Dritter. So ist es vorstellbar, dass die Stiftung im Rahmen einer Schenkung oder
einer letztwilligen Verfugung mit zur Erfullung des Stiftungszwecks geeigneten Immobilien be-
dacht wird.

In Absatz 4 wird die Stiftung verpflichtet, im Umfange der Einlagen den Bestand des Stiftungs-
vermodgens zu wahren. Um die Stiftung dennoch insbesondere in der Anfangsphase mit dem no-
tigen Handlungsspielraum auszustatten, ist es ihr erlaubt, temporér die Einlagen bis maximal zur
Hélfte einzusetzen. Die Details betreffend den vom Gesetzgeber vorgeschriebenen Erhalt des
Stiftungsvermdgens sind vom Stiftungsrat im Finanzreglement zu regeln (vgl. 8 5 Abs. 1 lit. a).
Die Stiftung finanziert sich zudem aus Mietzinseinnahmen und aus Kapitalertragen, allfalligen
weiteren Beitragen des Kantons sowie Zuwendungen von Drittpersonen.

Zur Verfolgung ihres Zwecks kann die Stiftung selbstverstandlich auch Fremdkapital (Hypotheken
und Darlehen) aufnehmen (Absatz 5). Als gemeinnitzige Wohnbautragerin hat die Stiftung hier-
bei Zugang zu den Finanzierungsmdglichkeiten des Kantons und des Bundes (insbesondere Hy-
potheken der Emissionszentrale Gemeinnitziger Wohnbautrdger EGW). In Bezug auf die Auf-
nahme von Fremdkapital achtet die Stiftung auf ein angemessenes Verhaltnis des Fremdkapitals
zum Stiftungsvermogen. Als angemessen gilt eine Kapitalstruktur vergleichbarer Wohnbautréager.
In der Immobilienbrache allgemein wird von Sollwerten des Eigenkapitals von mindestens 20%
ausgegangen.

In Absatz 6 ist ergdnzend festgehalten, dass fur die Unterstitzung finanzschwacher Haushalte
beim Erwerb bzw. der Finanzierung von Anteilscheinen von Organisationen des gemeinnitzigen
Wohnungsbaus ein Fonds geschaffen wird. Dieser wird u.a. mit einem Darlehen des Kantons,
welches durch den Grossen Rat beschlossen wird, gedufnet. Da einzelne Wohnbaugenossen-
schaften, wie beispielsweise die Wohnbau-Genossenschaft Nordwest (wgn), anstelle eines An-
teilsschein andere Formen von Beteiligungen oder Darlehen vorsehen, sollen bei Bedarf auch
diese finanziert werden kdnnen. Wie vorstehend ausgefihrt, soll die Stiftung mit Mitteln aus dem
Fonds in erster Linie Darlehen fir finanzschwache Haushalte gewéahren. Mit den Darlehen erwer-
ben diese Anteilscheine von Organisationen des gemeinnitzigen Wohnungsbaus. In Ausnahme-
fallen kann die Stiftung mit den Mitteln aus dem Fonds auch selber Anteilscheine erwerben und
den entsprechenden Wohnraum an finanzschwache Haushalte untervermieten.

§ 11 Bewirtschaftung
! Die Stiftung ist kostendeckend zu fiihren.

2 Die Mietzinse sind so zu bemessen, dass sie langfristig die Fremd- und Eigenkapitalzinsen,
die Unterhalts-, Instandsetzungs- und Verwaltungskosten, die weiteren notwendigen Auf-
wendungen, eine angemessene Einlage in den Erneuerungsfonds sowie die Amortisation
des Fremdkapitals decken.

3 Beim Erlass der Richtlinien tber die Mietzinsgestaltung (8 5 Abs. 1 lit. a) orientiert sich der
Stiftungsrat an der Kostenmiete.

Kommentar

Gemass Absatz 1 ist die Stiftung kostendeckend zu fithren. Absatz 2 legt dar, was unter kosten-
deckend zu verstehen ist. Demnach sind die Mietzinse so zu bemessen, dass sie langfristig die
Fremd- und Eigenkapitalkosten, die Unterhalts- und Betriebskosten sowie die Amortisationen plus
angemessene Einlagen in einen Erneuerungsfonds decken. Auch wenn die Einlage des Kantons
zinslos gewahrt wird, ist gemass Absatz 2 eine Verzinsung der gesamten Anlagekosten mdaglich,
einschliesslich des Eigenkapitals. Durch die Verzinsung des Eigenkapitals gewinnt die Stiftung
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mehr Handlungsspielraum und kann mittelfristig ihr Portfolio ausbauen. Trotz (moderater) Verzin-
sung des Eigenkapitals sollen preisgiinstige Mietzinse moglich sein, z.B. durch kompakte Grund-
risse und einfache Wohnungsstandards. Der Stiftungsrat regelt die Einzelheiten der Mietzinsge-
staltung. In der Summe uber alle Wohnungen gilt die Kostenmiete. Die Mietzinse der einzelnen
Wohnungen kénnen jedoch Uber oder unter der Kostenmiete liegen. Dies wiirde der Stiftung bei-
spielsweise ermdglichen, eine Solidaritatsabgabe von Haushalten mit mittleren Einkommen zu
erheben oder einkommensschwachen Haushalten einen Mietzinsbonus zu gewéahren. Um diesen
Handlungsspielraum zu bewahren, hat sich der Stiftungsrat lediglich an der Kostenmiete zu ,ori-
entieren”,

IV. VERMIETUNGSVORSCHRIFTEN
§ 12 Vermietung

! Die Wohnungen werden vor allem an Personen mit kleinen und mittleren Einkommen und
Vermogen vermietet. Es ist zudem auf ein angemessenes Verhéltnis zwischen ihren wirt-
schaftlichen Verhaltnissen und dem Mietzins zu achten.

2 Bei der Vermietung ist auf eine sozial vielseitig zusammengesetzte Mieterschaft zu achten.
Die Auswahl der Mieterinnen und Mieter erfolgt diskriminierungsfrei.

3 Fur die Vermietung von Gewerberaum werden in erster Linie kleine Unternehmen beriick-
sichtigt.

4 Die Einkommens- und Vermogensverhaltnisse der Mieterinnen und Mieter werden jahrlich
Uberpruft. Die Mieterinnen und Mieter haben zum Zeitpunkt der Gesuchseinreichung ihren
steuerrechtlichen Wohnsitz im Kanton Basel-Stadt zu nehmen.

Kommentar

Die Stiftung soll einer sozial verschiedenartigen, durchmischten Mieterschaft ein Zuhause bieten.
Gemass Absatz 1 sollen die Wohnungen in erster Linie Personen zugutekommen, die tber kleine
und mittlere Einkommen verfligen, wobei auch die Vermdgenssituation zu bericksichtigen ist.
Massgebend sind hierfir Einkommen und Vermdgen aller in einem Haushalt lebenden Personen.
Bezogen auf das einzelne Mietverhéltnis ist auch sicherzustellen, dass Einkommen und Mietzins
in einem angemessenen Verhaltnis zueinander stehen, was bedeutet, dass bei der Vermietung
darauf geachtet werden soll, dass der Mietzins der anzumietenden Wohnung in einem angemes-
senen Verhaltnis zum Haushaltseinkommen steht. Allgemein empfohlen wird eine Mietzinsbelas-
tung von maximal 30% aber nicht unter 20%. Gleichzeitig legt Absatz 2 dar, dass bei der Vermie-
tung auf eine gute soziale Durchmischung zu achten ist und die Auswahl der Mieterinnen und
Mieter diskriminierungsfrei erfolgt.

Die Tatigkeit der Stiftung soll nicht zu einer Verdrangung des Gewerbes flihren. Daher wird in
Absatz 3 darauf hingewiesen, dass Gewerberaumlichkeiten weiterhin an KMUs vermietet werden
sollen.

Vor dem Hintergrund, dass der Wohnraum in erster Linie Personen mit kleinem oder mittleren
Einkommen und Vermégen zu Gute kommen soll, halt Absatz 4 fest, dass die Einkommens- und
Vermdogenssituation der Mieterinnen und Mieter jahrlich Uberprift wird. Dies ermdglicht es dem
Stiftungsrat, die Mietverhaltnisse in regelméassigen Abstanden den Einkommens- und Vermo-
gensverhaltnissen der Mieterinnen und Mieter anzupassen. Zudem ist sicherzustellen, dass die
Mieterinnen und Mieter ihren steuerlichen Wohnsitz im Kanton Basel-Stadt haben.

§ 13 Belegung

! Die Wohnungsgrosse und die Zahl der Bewohnerinnen und Bewohner missen in einem an-
gemessenen Verhéltnis zueinander stehen.

2 Die Zahl der Zimmer einer Wohnung darf die Zahl der darin wohnenden Personen in der
Regel um hdchstens 1 Uberschreiten.
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3 Massgebend sind jene Personen, welche die Wohnung als ihren einzigen Wohnsitz dauer-
haft benutzen und dort dementsprechend ihren zivilrechtlichen Wohnsitz haben.

Kommentar

Die Stiftung soll mdglichst vielen Menschen ein Zuhause bieten kénnen. Daher wird in Absatz 1
festgehalten, dass die Wohnungsgrésse und die Zahl der Bewohnerinnen und Bewohner in ei-
nem angemessenen Verhaltnis zueinander stehen. Um dies zu erreichen, werden in Absatz 2
entsprechende Belegungsvorschriften statuiert. Diese sollen nicht nur beim Abschluss des Miet-
vertrags, sondern wahrend seiner ganzen Dauer gelten. Fir den Regelfall wird hier eine Bele-
gung vorgesehen, die im gemeinnitzigen Wohnungsbau weitverbreitet ist: Die Zimmerzahl darf
die Zahl der Personen, die in der Wohnung leben, um héchstens eins Uberschreiten. Massge-
bend sind jene Personen, welche in der fraglichen Wohnung ihren zivilrechtlichen Wohnsitz ha-
ben (Absatz 3).

Der Grundsatz gemass. Absatz 1 und der als Regelfall formulierte Absatz 2 lassen aber die Be-
ricksichtigung von Sonderféllen zu. Das Mietreglement (vgl. 8§ 14) kann Ausnahmen definieren,
zum Beispiel wenn getrennt lebende Eltern sich die Kinderbetreuung weitgehend aufteilen. Auch
soll das Mietreglement klaren, welche Massnahmen bei Unterbelegung zu treffen sind, wie bei-
spielsweise ein Umzug in eine kleinere Wohnung, Solidarititsabgabe oder Kiindigung nach
Ubergangsfrist.

§ 14 Mietreglement

! Das vom Stiftungsrat zu erlassende Mietreglement bestimmt das N&here zu den vorstehen-
den Vermietungs- und Belegungsgrundséatzen. Es unterliegt der Genehmigung durch den
Regierungsrat.

2 Die Bestimmungen des Mietreglements sind Bestandteil der Mietverhaltnisse.

3 Die Mieterinnen und Mieter haben den Nachweis jahrlich zu erbringen, dass sie die festge-
legten Kriterien erflillen. Wird der Nachweis nicht erbracht oder erfillt, werden geeignete
Massnahmen ergriffen.

Kommentar

Absatz 1 halt fest, dass der Stiftungsrat in einem Mietreglement, welches durch den Regierungs-
rat zu genehmigen ist, die in den 8§ 12 und 13 statuierten Vermietungs- und Belegungsgrundsatze
auszuflhren hat. Dabei gilt es fur den Stiftungsrat, die Grundséatze dem Stiftungszweck entspre-
chend in griffige und handhabbare Regeln umzusetzen, die mit vertretbarem Aufwand vollzogen
werden kénnen. Die Bestimmungen bilden Bestandteil der Mietverhéltnisse (Absatz 2) und mus-
sen fiur die Mieterinnen und Mieter verstandlich und nachvollziehbar sein, was wiederum nach
einfachen und nachvollziehbaren Regeln verlangt.

Die Einhaltung der Vermietungskriterien gilt nicht nur bei Erstbezug, sondern auch wahrend des
laufenden Mietverhéaltnisses, und soll periodisch tberpruft werden kénnen. Um den Verwaltungs-
aufwand fir die Kontrolle gering zu halten, ist es gemass Absatz 3 Sache der Mieterinnen und
Mieter, den Nachweis zu erbringen, dass sie die entsprechenden Voraussetzungen erfillen. Im
Mietreglement sind auch die Massnahmen bei Nichteinhaltung der Kriterien aufzuzahlen: Ersatz-
angebot, Erhebung einer Solidaritdtsabgabe respektive Wegfall des Mietzinsbonus und als Ultima
Ratio die Kundigung. Es sind Massnahmen, welche u.a. auch bei Wohnbaugenossenschaften
verbreitet sind.

8 15 Fondsreglement

! Das vom Stiftungsrat zu erlassende Fondsreglement bestimmt das Nahere zum Fonds ge-
mass § 10 Abs. 6 und regelt insbesondere die Grundséatze und Voraussetzungen fir den Er-
werb von Anteilscheinen bzw. die Gewé&hrung der Finanzierung an die Antragstellerinnen und
Antragsteller. Es unterliegt der Genehmigung durch den Regierungsrat.

Kommentar
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Der Stiftungsrat erlasst ein Fondsreglement, welches durch den Regierungsrat zu genehmigen
ist. Dieses regelt die Verwaltung des in § 10 Abs. 6 neu geschaffenen Fonds. Dabei gilt es fir
den Stiftungsrat, den Fonds dem Stiftungszweck entsprechend umzusetzen, so dass die Verwal-
tung des Fonds mit vertretbarem Aufwand vollzogen werden kann. Im Fondsreglement sind ins-
besondere die Eckwerte des Erwerbs von Anteilscheinen bzw. der Gewéhrung der Finanzierung
von Anteilscheinen, die zu erfiillenden Voraussetzungen (inkl. sich allenfalls stellender Haftungs-
fragen), die Verzinsung, die Rickzahlungsmodalitaten sowie allfallig notwendige Sicherheiten
festzulegen.

V. SCHLUSSBESTIMMUNGEN
§ 16 Errichtung
! Die Stiftung erlangt mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eigene Rechtspersonlichkeit.

2 Der Kanton widmet mit Beschluss des Grossen Rates fur die Errichtung eine Ersteinlage in
der Hohe von 35 Millionen Franken.

Kommentar

Mit der Wirksamkeit des vorliegenden Gesetzes wird die Stiftung fur preisgunstigen Wohnraum
Basel-Stadt ohne Weiteres geschaffen. Fur die Erlangung der Rechtspersonlichkeit sind keine
weiteren Rechtsschritte erforderlich. Auch der Eintrag in das Handelsregister hat rein deklaratori-
schen Charakter. Anders als bei den privatrechtlichen Stiftungen ist die Vermégenswidmung fur
die Errichtung selbst nicht konstitutiv. Der Titel «Errichtung» bietet sich aber an, die H6he der
ersten Einlage des Kantons ziffernmassig aufzufihren.

§ 17 Aufldsung

1'Im Falle einer Auflosung der Stiftung fallt das Stiftungsvermogen der Einwohnergemeinde
der Stadt Basel zu. Es ist zugunsten des gemeinnitzigen Wohnungsbaus zu verwenden. Die
Mietverhaltnisse bleiben nach Méglichkeit unverandert bestehen.

Kommentar

Sollte der Grosse Rat die der Stiftung zugrunde liegenden Bestimmungen aufheben, wird mit § 16
klar gemacht, dass das Stiftungsvermégen im Zuge der Auflésung der Einwohnergemeinde der
Stadt Basel Ubertragen wird. Der Liquidationserlds ist weiterhin zugunsten des gemeinnitzigen
Wohnungsbaus zu verwenden. Damit soll im Vornherein sichergestellt sein, dass der Zugang zu
zahlreichen Finanzierungsmaoglichkeiten nicht verwehrt wird. Auch sollen die bestehenden Miet-
verhaltnisse nach Moglichkeit unverandert weiter gefuhrt werden.

9. Ausgabenbeschluss fir eine Rahmenausgabenbewilligung

Wie in Kapitel 4 erlautert, ist die vom Grossen Rat beschlossene Rahmenausgabenbewilligung
fur den Erwerb von Grundsticken zugunsten des gemeinnitzigen Wohnraumangebots vom
5. Juni 2013 (GRB Nr. 13/23/03G, |. Gegenvorschlag Ziffer 3) mittlerweile verfallen und muss
durch den Grossen Rat nochmals beschlossen werden, wenn dieses Instrument weiterhin einge-
setzt werden konnen soll. Da in den nachsten Jahren gréssere Arealentwicklungen anstehen
(Areale in Transformation) und ein ausgewiesener Bedarf an preisglinstigem Wohnraum besteht,
soll die Rahmenausgabenbewilligung weitergefiihrt werden. Dabei erachtet es der Regierungsrat
als sinnvoll, dass die Rahmenausgabenbewilligung kiinftig auch fir den Erwerb von Grundsti-
cken im Verwaltungsvermdgen zugunsten des Baus von preisgilinstigen Wohnungen verwendet
werden kénnen soll.

Entsprechend beantragt der Regierungsrat dem Grossen Rat, folgendem Ausgabenbeschluss
zuzustimmen:
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Fir Investitionsbeitrage fur den Erwerb von Grundsticken zugunsten des gemeinnttzigen
Wohnraumangebots gemass 8§ 13 Abs. 2 WRFG oder fur den Erwerb von Grundstiicken im
Verwaltungsvermdgen des Kantons fir die Erstellung von preisglinstigem Wohnraum wird eine
Rahmenausgabenbewilligung von CHF 20'000'000 zu Lasten des Investitionsbereichs Stadt-
entwicklung und Allmendinfrastruktur beschlossen.

10. Finanzielle Auswirkungen

Die mit der Umsetzung der Initiative ,Recht auf Wohnen“ verbundenen Massnahmen bringen fol-
gende finanziellen Auswirkungen mit sich:

Der Ratschlag zur Einflihrung der 6ffentlich-rechtlichen Wohnbaustiftung erfordert eine Erst-
einlage in der Hohe von 35 Millionen Franken. Die Einlage erfolgt tranchenweise nach Bedarf
(Abruf bei konkreten Investitionsvorhaben) und wird tGber die Investitionsrechnung des Kan-
tons verbucht. Sollten zur Erflllung des Stiftungszweckes weitere Beitrdge des Kantons not-
wendig sein, waren diese separat zu beantragen und zu genehmigen.

Die Implementierung der prazisierten Auflage betreffend soziale Durchmischung sowie in be-
grenztem Umfang auch die regierungsratliche Aufsicht und Steuerung der Stiftung erfordert
zusatzliche Personalmittel in Hoéhe von insgesamt 0.2 FTE im Prasidialdepartement (Kantons-
und Stadtentwicklung), was Personalvollkosten von rund 36‘000 Franken jahrlich entspricht.
Die Implementierung der prazisierten Auflage zur sozialen Durchmischung erfordert jeweils die
Formulierung von Vorgaben bei den Bauprojekten der Wohngenossenschaften, wenn dieses
im Sinne von 88 11-13 des WRFG gefdrdert werden. Zurzeit sind 1200 Wohnungen der
Wohngenossenschaften in Bau oder Planung, bis 2035 sollen es rund 3‘000 Wohnungen sein.
Dabei mussen die Auflagen zur sozialen Durchmischung (insbesondere hinsichtlich Einkom-
men und Vermdégen) fallspezifisch formuliert und ausgehandelt werden. Sie missen sich an
das jeweilige Wohnumfeld und die Zielgruppe (z.B. Familien, altere Bevélkerung) anpassen.
Gleichzeitig muss sichergestellt werden, dass der Beitrag aller geférderten Wohnbautrager zur
sozialen Durchmischung angemessen ist.

Fur die Errichtung eines Fonds zum Erwerb / zur Finanzierung von Anteilen oder anderen
Formen von Beteiligungen oder Darlehen mit Kautionscharakter an Organisationen des ge-
meinnutzigen Wohnungsbaus zu Gunsten von finanzschwachen Haushalten soll der Kanton
ein Darlehen von insgesamt 1.8 Mio. Franken beisteuern, von dem Uber 5 Jahre jahrlich
360‘000 Franken ausbezahlt wird (vgl. Kapitel 7.6.1). Das Darlehen wird zu Vorzugsbedingun-
gen gewahrt, die konkreten Darlehenskonditionen wie Laufzeit, Riuckzahlbarkeit oder Verzin-
sung sind noch festzulegen. Tragen private Organisationen im ahnlichen Umfang dazu bei,
ware der Fonds nach 5 Jahren mit insgesamt 3.5 Mio. Franken dotiert, womit 550-600 Haus-
halte bei der Finanzierung von Anteilscheinen, anderen Formen von Beteiligungen oder Darle-
hen mit Kautionscharakter unterstiitzt werden kénnten. Dies entspricht rund 5% aller in Ge-
nossenschaftswohnungen wohnenden Haushalte.

Fur die Verwaltung und die Administration (Gesuchsbearbeitung, Ausstellung der Vertrage,
Reporting) missen zusatzliche Kosten pro Fall veranschlagt werden. Es wird von 500 Franken
pro erworbenem/finanziertem Anteilschein respektive Darlehen ausgegangen. Pro Jahr fallen
somit rund 50000 Franken fur Verwaltung und Administration an. Die Kosten von
50000 Franken pro Jahr werden zumindest fur die Pilotphase von 5 Jahren als Staatsbeitrag
durch den Kanton tlbernommen.

Die beantragte Rahmenausgabenbewilligung fiir den Erwerb von Grundstiicken zugunsten des
gemeinnitzigen Wohnraumangebots und den Erwerb von Grundstiicken im Verwaltungsver-
mdgen zugunsten des Baus von preisginstigen Wohnungen belauft sich auf 20 Millionen
Franken. Dabei handelt es sich um eine inhaltliche Erweiterung in gleicher Héhe einer vom
Grossen Rat am 5. Juni 2013 beschlossenen Rahmenausgabenbewilligung fir den Erwerb
von Grundsticken zugunsten des gemeinnitzigen Wohnraumangebots (vgl. GRB Nr.
13/23/03G, I. Gegenvorschlag Ziffer 3), welche nie in Anspruch genommen worden und verfal-
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len ist. Die neu beantragte Rahmenausgabenbewilligung gilt kiinftig auch fur Kaufe, die der
Kanton zur Eigenerstellung von preisgilinstigen Wohnungen tatigt. Die Rahmenausgabenbewiil-
ligung soll unabhangig von der Inkraftsetzung des Gesetzes uber die Stiftung fur preisgunsti-
gen Wohnraum Basel-Stadt gelten.

Weitere bereits durch den Regierungsrat beschlossene Massnahmen stehen ebenfalls in Zu-
sammenhang mit den Zielsetzungen der Initiative ,Recht auf Wohnen® und bringen folgende fi-
nanziellen Auswirkungen mit sich:

¢ Das Wohnbauprogramm ,1‘000+“ im Finanzvermégen wurde vom Regierungsrat bereits im
September 2019 beschlossen. Es bendtigt ein Investitionsvolumen von kumuliert bis 2035 ge-
schatzten 415 Millionen Franken. Diese zusatzlichen Investitionen haben keine Auswirkungen
auf die Nettoschuldenquote, da mit den Investitionen auch das Finanzvermdgen im gleichen
Umfang ansteigt. Aus den Investitionen des Programms ,1‘000+ werden jahrlich wiederkeh-
rende Mietertrage in der Hohe von geschatzten 12.45 Mio. Franken pro Jahr im Finanzvermo-
gen entstehen. Gleichzeitig bendtigt die Umsetzung zusatzliche Stellen (Erhéhung des
Headcount-Plafonds), welche laufend im Rahmen der jahrlichen Budgetprozesse beantragt
werden. Mit Erreichung des Ziels ,1°000+“ wird die Erhdhung voraussichtlich 8.3 FTE betra-
gen, was Personalvollkosten von rund 1.49 Mio. Franken pro Jahr entspricht.

e Der Ausbau des Auftrags an die IG Wohnen fur die offene Wohnberatung und die Wohnungs-
vermittlung inklusive Wohnbegleitung von Sozialhilfebeziehenden wurde vom Regierungsrat
bereits im September 2018 beschlossen und galt bereits fir das Jahr 2019. Entsprechend sind
die Mittel bereits im Budget der Sozialhilfe eingestellt. Eine Fortfihrung beziehungsweise An-
passung der Leistungsvereinbarung ab 2021 hat keine weiteren finanziellen Auswirkungen.
Das im Budget der Sozialhilfe eingestellte Kostendach wird nicht verandert.

¢ Die Durchfiihrung des Pilotprojekts ,Housing First* und des Pilotbetriebs einer zentralen An-
laufstelle fUr niederschwelliges Wohnen wurden vom Regierungsrat im Juli 2019 beschlossen.
Es werden jahrliche Kosten in der Hohe von gesamthaft 150°000 Franken veranschlagt. Die Pi-
lotphase dauert von 2020 bis 2023. Der Betrag fur 2020 ist im Budget der Sozialhilfe einge-
stellt. Uber die notwendigen Vorgabenerhéhungen fiir die Jahre 2021 und 2022 wird im Rah-
men des Budgetprozesses 2021 entschieden. Ende 2021 werden die beiden Projekte
evaluiert, bevor mit den Erkenntnissen tiber eine Ubernahme in den Regelbetrieb entschieden
wird.

e Fir das Pilotprojekt Koordinationsstelle prekdre Wohnverhaltnisse bewilligte der Regierungsrat
im Marz 2019 Ausgaben in der Hohe 240000 Franken fir die Jahre 2020 bis 2022 (80‘000
Franken pro Jahr).

11. Formelle Prifungen und Regulierungsfolgenabschatzung

Das Finanzdepartement hat den vorliegenden Ratschlag gemass § 8 des Gesetzes Uber den
kantonalen Finanzhaushalt (Finanzhaushaltgesetz) vom 14. Marz 2012 Uberpruift.

Eine Regulierungsfolgenabschatzung ist nicht relevant. Durch das neu zu schaffende Gesetz
Uber die Stiftung fur preisglinstigen Wohnraum Basel-Stadt resultiert keine direkte (z.B. Kosten,
Berichtspflichten, Auflagen) oder indirekte (z.B. Verschlechterung der Standortqualitdt) negative
Betroffenheit fiir die Wirtschaft und andere Unternehmungen.

12. Antrag

Gestutzt auf unsere Ausfilhrungen beantragen wir dem Grossen Rat, den Entwurf des Gesetzes
Uber die Stiftung fir preisgunstigen Wohnraum Basel-Stadt anzunehmen.

Des Weiteren beantragen wir, den nachstehenden Beschlussentwtirfen betreffend die Ersteinlage
in die Stiftung fiir preisginstigen Wohnraum und betreffend die Errichtung eines Fonds zur Fi-
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nanzierung von Anteilscheinen von Organisationen des gemeinnuitzigen Wohnungsbaus fur fi-
nanzschwache Haushalte sowie fir den Ausgabenbeschluss fur eine Rahmenausgabenbewilli-
gung fir den Erwerb von Grundstiicken zugunsten des gemeinnitzigen Wohnraumangebots ge-
mass § 13 Abs. 2 WRFG oder fur den Erwerb von Grundstiicken im Verwaltungsvermogen des
Kantons fur die Erstellung von preisgiinstigem Wohnraum zuzustimmen.

Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt

Elisabeth Ackermann Barbara Schupbach-Guggenbuhl
Prasidentin Staatsschreiberin
Beilage

Entwurf Grossratsbeschliisse

Seite 32/34



Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt

Grossratsbeschluss

Umsetzung der Initiative ,,Recht auf Wohnen*

Ersteinlage in die Stiftung fur preisginstigen Wohnraum

und

Errichtung eines Fonds zur Finanzierung von Anteilscheinen von Organisationen
des gemeinnutzigen Wohnungsbaus fir finanzschwache Haushalte

(vom [Datum eingeben])

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt,

gestutzt auf § 11 Abs 2 lit. ¢ Verfassung des Kantons Basel-Stadt vom 23. Mérz 2005 und nach

Einsichtnahme in den Ratschlag des Regierungsrates Nr. [Nummer eingeben]vom [Datum

eingeben] sowie in den Bericht der [Kommission eingeben] vom [Datum eingeben],

beschliesst:

1. Fur die Errichtung der Stiftung fur preisginstigen Wohnraum Basel-Stadt wird eine Einlage in
das Stiftungsvermégen in der Hohe von Fr. 35 Mio. bewilligt.

2. Fur die Errichtung eines Fonds zum Erwerb bzw. zur Finanzierung von Anteilen oder anderen
Formen von Beteiligungen oder Darlehen mit Kautionscharakter an Organisationen des ge-

meinnitzigen Wohnungsbaus zu Gunsten von Haushalten, welche die Mittel zum Erwerb
solcher nicht aufbringen kénnen, wird ein Darlehen von Fr. 1.8 Mio. bewilligt.

Dieser Beschluss ist zu publizieren. Er untersteht dem Referendum.
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Grossratsbeschluss

Rahmenausgabenbewilligung fur den Erwerb von Grundstiicken

Ausgabenbeschluss fur eine Rahmenausgabenbewilligung fur den Erwerb von
Grundsticken zugunsten des gemeinnlitzigen Wohnraumangebots gemass 8§ 13
Abs. 2 WRFG oder fur den Erwerb von Grundsticken im Verwaltungsvermdgen des
Kantons fur die Erstellung von preisgunstigem Wohnraum.

(vom [Datum eingeben))

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt,

gestitzt auf § 11 Abs 2 lit. ¢ Verfassung des Kantons Basel-Stadt vom 23. Marz 2005 und nach
Einsichtnahme in den Ratschlag des Regierungsrates Nr. [Nummer eingeben]vom [Datum einge-
ben] sowie in den Bericht der [Kommission eingeben] vom [Datum eingeben],

beschliesst:

.

Fir Investitionsbeitrage fir den Erwerb von Grundstiicken zugunsten des gemeinnutzigen Wohn-
raumangebots gemass 8 13 Abs. 2 WRFG oder fur den Erwerb von Grundstiicken im Verwal-
tungsvermdgen des Kantons fur die Erstellung von preisginstigem Wohnraum wird eine Rah-
menausgabenbewilligung von Fr. 20 Mio. zulasten des Investitionsbereichs Stadtentwicklung und
Allmendinfrastruktur bewilligt.

Dieser Beschluss ist zu publizieren. Er untersteht dem Referendum.
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FORMELL GEPRUFT

LexWork ID 3708
Gesetz iiber die Stiftung fiir preisgiinstigen Wohnraum Basel-Stadt
(Wohnstiftungsgesetz, WSG)

Vom [Datum]

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt,

gestiitzt auf § 11 Abs. 2 lit. ¢ der Verfassung des Kantons Basel-Stadt vom 23. Marz 2005 " und nach Einsichtnahme in den
Ratschlag des Regierungsrates Nr. [Nummer eingeben] vom [Datum eingeben] sowie in den Bericht der [Kommission einge-
ben] vom [Datum eingeben],

beschliesst:

I. Allgemeine Bestimmungen

§1 Rechtsnatur und Haftung

! Die «Stiftung fiir preisgiinstigen Wohnraum Basel-Stadt» ist eine Sffentlich-rechtliche Stiftung mit eigener Rechtsperson-
lichkeit und Sitz in Basel.

2 Die Stiftung ist im Handelsregister eingetragen.

3 Firr die Verbindlichkeiten der Stiftung haftet ausschliesslich das Stiftungsvermogen.

§ 2 Zweck

! Die Stiftung bezweckt, in bestehenden und allenfalls neu zu erstellenden Bauten preisgiinstigen Mietwohnraum zu erhalten
bzw. zu schaffen und bereitzustellen.

% Zur Erfiillung ihres Zweckes erwirbt, hilt und verdussert die Stiftung im Kanton Basel-Stadt:

a) Liegenschaften;

b)  Baurechte als Baurechtsnehmerin und Baurechtsnehmer oder als Baurechtsgeberin und Baurechtsgeber;

c)  Gesellschaften mit entsprechenden Liegenschaften.

’ Die Stiftung kann Anteile oder andere Formen von Beteiligungen oder Darlehen mit Kautionscharakter an Organisationen
des gemeinniitzigen Wohnungsbaus zu Gunsten von Antragstellerinnen und Antragstellern, welche die Mittel zum Erwerb
solcher nicht aufbringen konnen, erwerben oder finanzieren.

* Die Stiftung ist gemeinniitzig und verfolgt keine Gewinnabsichten.

§3 Liegenschaften
! Die Liegenschaften der Stiftung diirfen ihrem Zweck gemiss § 2 nicht entfremdet werden.

% Bei der Verdusserung von Liegenschaften sollen diese primér im Baurecht und an andere gemeinniitzige Wohnungsbautréi-
ger, wie Genossenschaften oder Stiftungen abgegeben werden.

3 Dem Kanton Basel-Stadt steht hinsichtlich der Liegenschaften der Stiftung ein unbefristetes, limitiertes und iibertragbares
Vorkaufsrecht zu. Der Vorkaufspreis entspricht den Anlagekosten. Das Vorkaufsrecht ist im Grundbuch zulasten jeder ein-
zelnen Liegenschaft der Stiftung anzumerken.

IL. Organisation und Aufsicht

§ 4 Stiftungsorgane
! Die Organe der Stiftung sind:

a) Der Stiftungsrat;
b) die Geschiftsstelle;
c)  die Revisionsstelle.

§ 5 Stiftungsrat

! Der Stiftungsrat besteht aus drei bis maximal fiinf Mitgliedern und ist das oberste leitende Organ der Stiftung. Er nimmt alle
Aufgaben wabhr, die keinem anderen Organ zugewiesen sind, insbesondere:
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a)  Erlass der ausfiihrenden und ergénzenden Bestimmungen zu diesem Gesetz, insbesondere des Organisations-, Finanz-,
Miet- und Fondsreglements sowie der Richtlinien zur Mietzinsgestaltung;

b)  Genehmigung der Geschéftsplanung und des Budgets einschliesslich Investitionen;

c)  Genehmigung des Geschiftsberichts und der Jahresrechnung;

d)  Wahl und Anstellung der Geschiftsfithrerin bzw. des Geschéftsfiihrers;

e)  Festsetzung der Anstellungsbedingungen fiir das Personal der Geschiftsstelle;

f) Regelung der Zeichnungsberechtigung und der Vertretung der Stiftung nach aussen;

2) Aufsicht tiber die Geschiftsstelle;

h)  Genehmigung von Immobilien-Transaktionen.

? Die Mitglieder des Stiftungsrats werden vom Regierungsrat fiir eine Amtsdauer von vier Jahren gewhlt, wobei maximal

zwei Wiederwahlen moglich sind. Der Stiftungsrat ist ausgewogen zusammen zu setzen, so dass er in seiner Gesamtheit alle

fir die Stiftung wesentlichen Kompetenzen abdeckt. Die Mitglieder des Stiftungsrats miissen fiir ihre Tatigkeit bei der Stif-

tung qualifiziert und in der Lage sein, die Aktivitédten der Stiftung selbstidndig zu beurteilen.

? In den Stiftungsrat nicht wihlbar sind Mitglieder des Regierungsrates und des Grossen Rates.

*Kein Mitglied des Stiftungsrates darf der Geschiftsleitung angehoren oder in anderer Funktion (insbesondere Auftriége,

Mandate, Anstellungen) fiir die Stiftung tdtig sein. Personen, die miteinander verheiratet sind, in eingetragener Partnerschaft

oder in einem gefestigten Konkubinat leben, im ersten oder zweiten Grad verwandt oder verschwigert sind, diirfen nicht

gleichzeitig den Stiftungsorganen angehdoren.

’ Der Regierungsrat bezeichnet die Prasidentin oder den Présidenten. Im Ubrigen konstituiert sich der Stiftungsrat selbst.

® Die Abberufung eines Stiftungsratsmitglieds aus dem Stiftungsrat durch den Regierungsrat aus wichtigen Griinden ist je-

derzeit moglich. Wichtige Griinde sind insbesondere gegeben, wenn das betreffende Mitglied die ihm obliegenden Verpflich-

tungen gegeniiber der Stiftung verletzt oder zur ordnungsgemaissen Ausiibung seines Amtes nicht mehr in der Lage ist.

" Der Regierungsrat genehmigt die Entschidigung der Mitglieder des Stiftungsrats.

§ 6 Geschiftsstelle

! Die Geschiftsstelle vollzieht die Beschliisse des Stiftungsrats und sorgt fiir den ordnungsgemassen Betrieb der Stiftung. Sie
steht unter der Leitung einer Geschiftsfithrerin oder eines Geschiftsfiihrers.

% Die Kompetenzen und Aufgaben der Geschiftsstelle sind im Organisationsreglement festgelegt.

§ 7 Revisionsstelle
! Der Regierungsrat bestimmt zur Uberwachung des Finanz- und Rechnungswesens eine Revisionsstelle.

? Die Revisionsstelle priift die Buchfiihrung und die Jahresrechnung und erstattet dem Stiftungsrat schriftlich iiber das Ergeb-
nis ihrer Priifung Bericht.

§ 8 Aufsicht

! Die Stiftung untersteht der Aufsicht des Regierungsrats. Dieser iiberpriift insbesondere die Erfiillung der gesetzlichen Auf-
gaben und die zweckmaissige Verwendung des Stiftungsvermégens.

? Der Regierungsrat nimmt Kenntnis vom Budget sowie vom Bericht der Revisionsstelle.

? Der Regierungsrat genehmigt den Geschiftsbericht und die Jahresrechnung und leitet diese zur Kenntnisnahme dem Gros-
sen Rat weiter.

* Der Regierungsrat genehmigt die Entschadigungen des Stiftungsrates sowie die vom Stiftungsrat geméss § 5 Abs. 1 lit. a
erlassenen Ausfithrungsreglemente.

* Der Regierungsrat hat alle fiir die Aufsicht notwendigen Einsichts- und Informationsrechte, einschliesslich betreffend allfil-
liger Personendaten.

§9 Oberaufsicht
! Dem Grossen Rat obliegt die Oberaufsicht.
2 Der Grosse Rat nimmt Kenntnis vom Geschiftsbericht sowie der Jahresrechnung.

’ Die zustindigen Oberaufsichtskommissionen haben alle fiir die Oberaufsicht notwendigen Einsichts- und Informationsrech-
te, sofern diesen nicht schwerwiegende private oder 6ffentliche Interessen entgegenstehen.

IIl. Finanzen

§ 10 Vermdgen und Fremdkapital

! Die Stiftung finanziert sich vorab aus Einlagen des Kantons in das Stiftungsvermégen, Mietzinseinkiinften, Kapitalertréigen,
allfdlligen weiteren Beitrdgen des Kantons und Zuwendungen Dritter.

% Die Einlagen des Kantons in das Stiftungsvermdgen sind nicht zu verzinsen. Der Grosse Rat beschliesst iiber die Einlagen
des Kantons in das Stiftungsvermogen auf Antrag des Regierungsrates.

3 Die Freigabe der Tranchen erfolgt durch den Regierungsrat.

4 Im Umfang der Einlagen des Kantons ist der Bestand des Stiftungsvermogens zu wahren. Solange die Stiftung keinen Ver-
mogenszuwachs verzeichnen kann, darf das Stiftungsvermdgen in Unterschreitung der Einlagen verwendet werden. In jedem
Fall missen die Einlagen zur Hilfte erhalten bleiben.



* Die Stiftung kann Fremdkapital aufnehmen. Sie achtet auf ein angemessenes Verhltnis des Fremdkapitals zum Stiftungs-
vermogen.

® Die Stiftung bildet einen Fonds zum Erwerb bzw. zur F inanzierung von Anteilen oder anderen Formen von Beteiligungen
oder Darlehen mit Kautionscharakter an Organisationen des gemeinniitzigen Wohnungsbaus zu Gunsten von Antragstellerin-
nen und Antragstellern, welche die Mittel zum Erwerb solcher nicht aufbringen konnen. Der Grosse Rat beschliesst dazu ein
Darlehen an die Stiftung fiir preisgiinstigen Wohnraum Basel-Stadt.

§ 11 Bewirtschaftung
! Die Stiftung ist kostendeckend zu fithren.

* Die Mietzinse sind so zu bemessen, dass sie langfristig die Fremd- und Eigenkapitalzinsen, die Unterhalts-, Instandset-
zungs- und Verwaltungskosten, die weiteren notwendigen Aufwendungen, eine angemessene Einlage in den Erneuerungs-
fonds sowie die Amortisation des Fremdkapitals decken.

3 Beim Erlass der Richtlinien iiber die Mietzinsgestaltung (§ 5 Abs. 1 lit. a) orientiert sich der Stiftungsrat an der Kostenmie-
te.

IV. Vermietungsvorschriften

§ 12 Vermietung

' Die Wohnungen werden vor allem an Personen mit kleinen und mittleren Einkommen und Vermdgen vermietet. Es ist zu-
dem auf ein angemessenes Verhaltnis zwischen ihren wirtschaftlichen Verhiltnissen und dem Mietzins zu achten.

% Bei der Vermietung ist auf eine sozial vielseitig zusammengesetzte Mieterschaft zu achten. Die Auswahl der Mieterinnen
und Mieter erfolgt diskriminierungsfrei.

3 Fiir die Vermietung von Gewerberaum werden in erster Linie kleine Unternehmen beriicksichtigt.

* Die Einkommens- und Vermégensverhiltnisse der Mieterinnen und Mieter werden jahrlich tiberpriift. Die Mieterinnen und
Mieter haben zum Zeitpunkt der Gesuchseinreichung ihren steuerrechtlichen Wohnsitz im Kanton Basel-Stadt zu nehmen.

§ 13 Belegung

! Die Wohnungsgrésse und die Zahl der Bewohnerinnen und Bewohner miissen in einem angemessenen Verhiltnis zueinan-
der stehen.

? Die Zahl der Zimmer einer Wohnung darf die Zahl der darin wohnenden Personen in der Regel um hochstens 1 iiberschrei-
ten.

? Massgebend sind jene Personen, welche die Wohnung als ihren einzigen Wohnsitz dauerhaft benutzen und dort dement-
sprechend ihren zivilrechtlichen Wohnsitz haben.

§ 14 Mietreglement

" Das vom Stiftungsrat zu erlassende Mietreglement bestimmt das Nahere zu den vorstehenden Vermietungs- und Bele-
gungsgrundsitzen. Es unterliegt der Genehmigung durch den Regierungsrat.

? Die Bestimmungen des Mietreglements sind Bestandteil der Mietverhltnisse.

’ Die Mieterinnen und Mieter haben den Nachweis jéhrlich zu erbringen, dass sie die festgelegten Kriterien erfiillen. Wird der
Nachweis nicht erbracht oder erfiillt, werden geeignete Massnahmen ergriffen.

§ 15 Fondsreglement

! Das vom Stiftungsrat zu erlassende Fondsreglement bestimmt das Nahere zum Fonds gemiss § 10 Abs. 6 und regelt insbe-
sondere die Grundsdtze und Voraussetzungen flir den Erwerb von Anteilscheinen bzw. die Gewidhrung der Finanzierung an
die Antragstellerinnen und Antragsteller. Es unterliegt der Genehmigung durch den Regierungsrat.

V. Schlussbestimmungen

§ 16 Errichtung
! Die Stiftung erlangt mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eigene Rechtspersonlichkeit.

? Der Kanton widmet mit Beschluss des Grossen Rates fiir die Errichtung eine Ersteinlage in der Hohe von 35 Millionen
Franken.

§ 17 Auflosung

! Im Falle einer Auflosung der Stiftung fillt das Stiftungsvermogen der Einwohnergemeinde der Stadt Basel zu. Es ist zu-
gunsten des gemeinniitzigen Wohnungsbaus zu verwenden. Die Mietverhiltnisse bleiben nach Méglichkeit unverdndert be-
stehen.



II. Anderung anderer Erlasse
Keine Anderung anderer Erlasse.

III. Authebung anderer Erlasse

Keine Aufhebung anderer Erlasse.

IV. Schlussbestimmung
Dieses Gesetz ist zu publizieren; es unterliegt dem Referendum und der Regierungsrat bestimmt das Datum des Inkrafttre-
tens.

[Behorde]

[Funktion 1]
[NAME 1]

[Funktion 2]
[NAME 2]




	1. Zusammenfassung und Begehren
	2. Ausgangslage und Vorgehen
	3. Zielwerte für ausgewählte Kategorien preisgünstigen Wohnraums
	4. Wohnbauprogramm „1‘000+ Wohnungen im Finanzvermögen“
	5. Schaffung einer öffentlich-rechtlichen Wohnbaustiftung
	5.1 Bisherige Bestrebungen und Diskussionen zur Errichtung einer öffentlich-rechtlichen Stiftung
	5.2 Öffentlich-rechtliche Wohnbaustiftung in Zusammenhang mit dem Verfassungsauftrag „Recht auf Wohnen“
	5.3 Finanzplanung zur Stiftung

	6. Preisgünstige Neubauwohnungen auf neuen Wohnbauarealen
	7. Weitere Massnahmen zur Umsetzung von „Recht auf Wohnen“
	7.1 Ausbau des Auftrags des Vereins IG Wohnen als Sofortmassnahme
	7.2 Prüfen von Standorten zur kurzfristigen Schaffung von Wohnraum für obdach- und wohnungslose Menschen
	7.3 Prüfen der Eignung von Modulbauten
	7.4 Schaffung eines Angebots für niederschwelliges Wohnen / „Housing First“
	7.5 Schaffung einer Koordinationsstelle für prekäre Wohnverhältnisse
	7.6 Unterstützung zur Verbesserung der sozialen Durchmischung von Wohngenossenschaften
	7.6.1 Fonds zur Finanzierung von Anteilscheinen von Organisationen des gemeinnützigen Wohnungsbaus für finanzschwache Haushalte
	7.6.2 Konkretisierung Wohnraumförderungsverordnung zur sozialen Durchmischung beim geförderten Wohnraum


	8. Entwurf für ein Gesetz über die Stiftung für preisgünstigen Wohnraum Basel-Stadt
	8.1 Vorbemerkungen
	8.2 Kommentar zu den einzelnen Bestimmungen des Gesetzes über die Stiftung für preisgünstigen Wohnraum Basel-Stadt

	9. Ausgabenbeschluss für eine Rahmenausgabenbewilligung
	10. Finanzielle Auswirkungen
	11. Formelle Prüfungen und Regulierungsfolgenabschätzung
	12. Antrag

